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E
Fortsetzung

Eid

Unter dem Begriff E. als ethisch-juristisches Institut ver-
steht man die öffentliche Anrufung eines transzenden-
ten Gottes als Zeuge des gesprochenen Wortes:
a) als assertorischer E., wenn dieser sich auf die Darstel-
lung in Vergangenheit stattgefundener Ereignisse bei-
zieht;

b) als promissorischer E., wenn er die Verpflichtung im-
pliziert, ein bestimmtes Verhalten in Zukunft zeigen
oder eine Handlung zu vollziehen.

Im Zusammenfließen der griechisch-römischen Tradi-
tion mit der jüdisch-christlichen können die Muster er-
kannt werden, welche das Panorama des E.es als juristi-
sches Institut bis in die heutigen Tage bestimmen.
Bereits in den ersten Jahrhunderten der christlichen Zeit
hängt der wechselhafte Verlauf der Phasen der Verfol-
gung und der Toleranz von der unterschiedlichen Inter-
pretation der sakralen Konzeption der Macht ab: In
Rom überwiegen die guten Sitten (fides) über den göt-
zenhaften Kult der Macht. Nach Überwindung der un-
mittelbaren Erwartung der parusía, der Wiederkunft
Christi, wird das Problem der E.-Leistung oder -Verwei-
gerung zentral, weil es die Teilnahme der Christen an
der Ausübung der Macht, am Eintritt in die Armee und
am Zutritt zu den Ämtern betrifft.
Im Konstantinischen Zeitalter haben wir den Beginn

der großen Teilung der östlichen und der westlichen
Christenheit. Im Orient verlangt die Errichtung des
christlichen Kaisertums mit der Christianisierung des
E.es die Eingliederung der Untertanen bzw. Gläubigen
in ein unitarisches Normenuniversum, bei dem die
Grundsätze des Glaubens und des moralischen Verhal-
tens zu göttlich-humanem Recht transformiert werden.
Es wird ein sakrales, politisches und juridisches Mono-
pol verwirklicht, welches sein Haupt in der Figur des
Kaisers hat. Häretisch ist derjenige, der nicht schwören
will oder kann, der nicht Teil dieses Kirchen-Staats-
körpers ist: Deshalb entsteht dieser „politische E.“ als
spezifischer Ausdruck in Byzanz.
Anders im Okzident ( →Abendland), wo der E. im

Wesentlichen außerhalb der Kirche verbleibt: Er wird
von ihr geduldet, insb. als manchmal notwendiges und
unvermeidliches Institut der →Zivilgesellschaft aufgrund
der Sünde und der menschlichen Gebrechlichkeit, oder
zur Anwendung in öffentlichen Streitigkeiten, in iudi-
cio, nach der Vorgabe des Apostels Paulus. Die Kirche
verlangt zwar das Urteilsrecht über die Zulässigkeit des
E.es, allerdings als eine ihr externe Handlung und ver-
bietet ihn innerhalb der Kirche ihren Klerikern
( →Klerus). Mit dem Aufkommen der römisch-barbari-
schen Reiche entwickelt sich der E. zum sacramentum

iuris, ein Mysterium, in dem sich das Metajuridische
im Juridischen inkarniert. Er wird zur Grundlage eines
menschlichen Vertrages ( →Vertrag), welcher gerade
deshalb außerhalb der Kirche steht, obwohl diese sich
das letzte Urteil darüber vorbehält und ihn gewisser-
maßen verwaltet.
Die Praxis des E.es erlaubt nicht nur das Aufkommen

neuer Souveränitätenvonunten (durchKollektiv-E., con-
iurationes, können selbständige Gemeinden entstehen;
man denke an den Bürger-E.), er ist auch grundlegend
für die Entstehung und Entwicklung der internationalen
Beziehungenmit demGottesfrieden oder dem Landfrie-
den. Der Beginn des modernen →Konstitutionalismus
kann imE. derMagna Chartavon 1215 als Beschränkung
der Regierungsmacht gesehen werden. In dieser Zeit ist
es der E., der dazu beiträgt, dass sich auch das moderne
Verfahrensrecht, mit dem Entstehen der Schwurgerichte
und der langsamen und stufenweisen Abtrennung des
forum ecclesiae vom forum saeculare, entwickelt.
Der E. ist auf diese Weise selbst Grundlage poli-

tischer Pakte (z.B. Herrschaftsverträge [ →Vertragstheo-
rien], E.-Genossenschaften oder auch kommunale E.e)
geworden, welche im Laufe der Jahrhunderte das He-
ranwachsen des liberalen und demokratischen →Rechts-
staates erlaubt hat und im Rahmen der Geschichte der

→Zivilisation die einzigartige Erfahrung der westlichen
Welt darstellt: ein dynamisches Gleichgewicht zwischen
der sakralen Verankerung des E.es und der →Säkulari-
sierung politischer Pakte, Ergebnis des Dualismus zwi-
schen spiritueller und politischer Macht, gereift im
Rahmen des westlichen Christentums. Es ist dieses
Gleichgewicht, welches erlaubt hat, die kollektiven
Identitäten des Vaterlandes und der →Nation aufzubau-
en und sie dabei mit der Entwicklung der →Menschen-
rechte zu vereinbaren.
Mit den politischen Religionen und den totalitären

Regimen ( →Totalitarismus) des 20. Jh. erfährt der E.,
durch den Verlust der transzendenten Verankerung,
eine Pervertierung und im →Faschismus und →Natio-
nalsozialismus seine Umwandlung in bedingungslose
Unterordnung in Form von Gefolgschaft gegenüber
dem Führer. Dort sieht man eine Tendenz, die Politik
zu sakralisieren und dabei diesen Dualismus zwischen
der Sphäre des Politischen und der des Sakralen, welche
die Grundlage unseres kollektiven Lebens darstellt, aus
dem Blick zu verlieren (diese Tendenz ist auch den ak-
tuellen fundamentalistischen Bewegungen jeder Cou-
leur nicht fremd [ →Fundamentalismus]).
Im aktuellen Globalisierungsprozess ( →Globalisie-

rung) ist der E., obwohl er in einigen feierlichen Ereig-
nissen überlebt (denken wir an den E. des Präsidenten
der Vereinigten Staaten von Amerika nach seiner Wahl)



– Schritt für Schritt – aus den Gerichten sowie aus der
Politik herausgedrängt worden.
Bis in unsere Jahre haben wir vom Nachlass eines

zwar säkularisierten E.es gelebt, der jedoch seine sakra-
len Wurzeln behielt. Nun scheinen diese Wurzeln fast
vollständig verschwunden zu sein: In vielen Ländern
haben kürzlich ergangene Urteile der Obersten Gerichte
auch seine letzten in den ZPO und StPO verbleibenden
Spuren beseitigt. Ohne den E., der die unterschiedlichen
Ebenen verbindet – die des positiven Rechts ( →Rechts-
positivismus) und des Vertrages und die Ebene, die wir
einfach meta-juridisch nennen könnten, oder, wenn wir
auf Lykurg zurückgreifen wollen, der pístis –, ist die po-
litische Gemeinschaft westlicher Art verurteilt, eine

→Krise zu erfahren, und selbst das positive Recht wird
den Spannungen, die bereits am Horizont zu erkennen
sind, nicht standhalten können.
Die aktuelle Krise des E.es betrifft somit die dreiWur-

zeln des gegenwärtigen Rechtsstaates, welche nicht al-
lein im Nicht-Funktionieren der Regeln, insb. der Ver-
fassungsnormen und derer der →Governance, gesehen
werden dürfen. Die Selbstbezogenheit des positiven
Rechts, von seiner ethischen Verankerung gelöst, hat
zur Illusion geführt, jedes Problem und jeden Konflikt
mittels der staatlichen Norm lösen zu können, welche –
ohne die Handlungsverpflichtung des Gewissens ( →Ge-
wissen, Gewissensfreiheit) der Einzelnen, eine Erstar-
rung der Gesellschaft – in einen Normenkäfig aus im-
mer feingliedrigeren Maschen führt. Ist das Überleben
unseres Systems ohne jenen Dualismus aus Normen
und Ordnungen (die Sphäre des →Rechts und die der

→Ethik), welche seine Genese gekennzeichnet hat, mög-
lich? Steht die Gesellschaft vielleicht nicht vor dem Ende
des Rechtsstaates, vor dem Suizid des Rechts selbst in
dem Maße, in dem die positiven Normen versuchen,
jeden Bereich des gemeinschaftlichen und des privaten
Lebens zu bestimmen und zu regeln? Zu erinnern ist
etwa an die gegenwärtigen Probleme des gemeinschaft-
lichen Lebens: Das Verhältnis zwischen Schüler und
Lehrer in der Schule, zwischen Arzt und Patient in Ge-
sundheitswesen (ist der hippokratische Eid noch gültig?)
usw. Solche Probleme führen unweigerlich zu einer Zu-
nahme der gerichtlichen Streitigkeiten. Dabei sind die
von der aktuellen globalen Zivilisation aufgeworfenen
Probleme noch nicht betrachtet worden: Von den gro-
ßen Finanzkapitalen, die jeder Kontrolle entzogen sind,
über den Ressourcenmangel und die neuen Techno-
logien, welche in die Privatsphäre eindringen, bis hin
zu den Themen der Umwelt. Die Durchdringung jedes
menschlichen Lebensbereiches durch die Gesetzgebung
und durch die positive Rechtsprechung wird zu-
nehmend als ein Zeichen der Schwäche anstatt des

→Fortschritts empfunden, das uns vor einer Gefährdung
der tragenden Strukturen unserer demokratischen und
liberalen Gesellschaft warnt. Mit dem Untergang des
E.es verlässt die Gesellschaft die Tradition politischer
Pakte wie sie vom Okzident entwickelt wurde; mit dem

Untergang des „Sakramentes der Herrschaft“ betreten
wir einen Bereich großer Ungewissheit.
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PAOLO PRODI

Eigentum

I. Philosophisch – II. Ökonomisch –
III. Rechtlich – IV. Sozialethisch

I. Philosophisch

1. Allgemein
Der Begriff des E.s, abgeleitet vom althochdeutschen ei-
gan (haben, halten, erhalten, besitzen) bezeichnet eine
qualifizierte Form des Habens oder Besitzens eines Et-
was. Während der Besitz oder das Haben nur den fak-
tischen Zugriff auf oder die tatsächliche Herrschaft über
ein Objekt bezeichnet, so fügt der Begriff des E.s dieser
Beziehung einen moralischen, rechtlichen oder religiö-
sen Anspruch hinzu. Der Eigentümer hat in Folge eines
solchen Anspruches die Möglichkeit, andere von Besitz
oder Gebrauch der Sache auszuschließen. E. im All-
gemeinen setzt damit immer eine Subjekt-Objekt-Bezie-
hung voraus. Als Subjekte kommen im Allgemeinen nur
Personen in Frage, wobei das →Subjekt nicht zwingend
ein →Individuum sein muss, wie der Fall des Gemein-
E.s deutlich macht. Das E.s-Objekt setzt voraus, dass es
vom Subjekt unterscheidbar ist und irgendeine Form der
Existenz aufweist. Dabei kann es sich sowohl um etwas
Materielles als auch um etwas Immaterielles handeln.
Der E.s-Begriff im Speziellen kommt auf dieWeise zu

Stande, durch die ein Anspruch auf ein Objekt begrün-
det wird. Diese historisch und gesellschaftlich bedingten
Begründungen von E. führen in ihrer wissenschaftlichen
Reflexion zu divergierenden und wandelbaren Sinn-
gehalten des Begriffs „E.“, etwa in der →Rechtswissen-
schaft, der →Ökonomie, der →Soziologie, der →Ethno-
logie oder der →Philosophie. Da der Mensch als
körperliches Wesen auf eine Vielzahl äußerer und nur
begrenzt zur Verfügung stehender →Güter angewiesen
ist, kann die Verfügungsmacht über solche Güter viel-
fach auch eine bedingte Verfügungsmacht über die auf
diese Güter ebenfalls angewiesenen Personen bedeuten.
Daher stellen sowohl die Begründungen von E.s-Rech-
ten als auch die Lösung von E.s-Konflikten ein Haupt-
problem der wissenschaftlichen Behandlung des E.s dar.

2. Individualistische Eigentumstheorien
Individuelles E. ist in Folge der Fähigkeit, die Objekte
der äußeren Welt vernünftig zu gebrauchen, eine
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menschliche Urerfahrung. So legen die spärlichen Quel-
len nahe, dass bereits in Jäger- und Sammlerkulturen
Werkzeuge undWaffen als individuelles E. galten, wäh-
rend Jagdreviere oder – in nomadischen Kulturen –
Weideflächen meist als Gemein-E. einer →Gruppe be-
handelt wurden. Erst durch den sesshaften Bauern wur-
de die Kategorie des individuellen E.s auch auf →Boden
und später auf die übrigen natürlichen Ressourcen aus-
gedehnt. Mit der fortschreitenden eigentumsrechtlichen
Untergliederung der Welt im Laufe der Menschheits-
geschichte gehen verschiedene philosophiehistorische
Argumentationsansätze zur Begründung eines An-
spruchs auf E. einher, die grob in drei Gruppen geglie-
dert werden können.

2.1 Naturrecht
Die klassischen Naturrechtslehren lehnen Privat-E. ab,
da E. nichts dem Menschen von Natur aus Zukommen-
des ist. Unter Verweis auf das ATwird davon ausgegan-
gen, dass alle die dem Menschen zur Verfügung stehen-
den Güter Gemein-E. sind und dass Privat-E. eine
menschliche →Institution ist, auch wenn diese durchaus
mit dem →Naturrecht vereinbar sein kann. Erst John
Locke formuliert eine naturrechtliche E.s-Theorie. Zwar
geht er wie die klassische Naturrechtslehre von einem
urspr.en Gemein-E. aller Dinge aus; die göttliche Wei-
sung, sich die Erde untertan zu machen, wird aber in
einer arbeitstheoretischen Analyse als naturrechtlicher
E.s-Begriff ausgedeutet. Der Mensch mischt den Dingen
der →Natur durch geleistete →Arbeit etwas von sich
selbst bei. So werden bspw. Äpfel, die urspr. das E. von
niemandem sind, durch den Arbeitsakt des Auflesens
zu dem E. desjenigen, der sie aufliest. Die geleistete Ar-
beit erzeugt hier den Anspruch auf eine Sache. Diese Art
des E.s-Erwerbs findet seine natürliche Grenze dort, wo
der Einzelne keine weitere Verwendung für mehr E. hat.
So kann auch nur das Land, das der Einzelne zu bearbei-
ten im Stande ist, sein E. genannt werden, denn nur
durch die von ihm geleistete Arbeit hebt es sich von
dem übrigen Land ab. An den Ansatz J. Lockes schlie-
ßen sich zahlreiche Philosophen von der →Aufklärung
bis zum →Liberalismus an.
Einen anderen naturrechtlich begründeten Ansatz

vertritt Robert Nozick. Er geht davon aus, dass die

→Freiheit jedes Einzelnen ein absolutes natürliches
Recht ist. E. kann auf zwei Weisen erworben werden:
einerseits durch Aneignung einer Sache, die noch kei-
nem gehört, andererseits durch vertraglichen Erwerb.
E. ist nur dann gerechtfertigt, wenn es auf eine dieser
zwei Weisen erworben wurde. Andernfalls handelt es
sich um einen unrechtmäßigen Eingriff in das natür-
liche Freiheitsrecht des Einzelnen.

2.2 Vertragstheorie
Eine der verbreitetsten E.s-Theorien baut auf dem →Ge-
sellschaftsvertrag ( →Vertragstheorien) als menschlichem
Konsens auf. Von einem Naturzustand ausgehend, in

dem es kein E. gibt, wird unter verschiedenen Annah-
men ausgeführt, dass die Menschen sich aus rationalen
und freiwilligen Beweggründen zum gegenseitigen

→Nutzen zu einer →Gesellschaft zusammengeschlossen
haben. Mit einem solchen Zusammenschluss geht die
Unterwerfung unter eine politische Gewalt und die Ein-
schränkung radikaler Freiheitsrechte zum Zweck der
Beförderung des →Gemeinwohls einher. Eine solche
Freiheitseinschränkung stellt das E.s-Recht dar, denn
dadurch, dass eine Sache zum Privat-E. einer Person
wird, verlieren alle übrigen die im Naturzustand noch
vorhandene Zugangsmöglichkeit zu dieser Sache.
Vertragstheoretische Ansätze finden sich seit der An-

tike, etwa bei Epikur, Lukrez und Cicero. Im Gefolge der
Hochscholastik ( →Scholastik) wird der Gesellschaftsver-
trag und mit ihm die positivrechtliche Grundlegung
( →Rechtspositivismus) des E.s in der Barockphilosophie
durchgehend diskutiert, etwa bei Francisco de Vitoria,
Hernando de Soto, Luis de Molina, Francisco Suárez
oder Hugo Grotius. Zur vollen Geltung gelangt dieser
Ansatz spätestens bei Thomas Hobbes, der im natürli-
chen Krieg von jedem gegen jeden keineMöglichkeit auf
E. sieht, da jedem nur das gehören kann, was er gegen-
wärtig zu behaupten vermag. Erst die Schaffung eines
Souveräns mit unbeschränkter politischer →Macht kann
diesen Zustand beenden und eine E.s-Ordnung schaf-
fen, die vertraglich gesichert ist.
Jean-Jacques Rousseau kritisiert das durch Gesell-

schaftsvertrag ermöglichte Privat-E. als die Ursache
„zügelloser Leidenschaften“ (Rousseau 1977: 38), wagt
aber nicht, es abschaffen zu wollen, da es für ihn ein
integraler Bestandteil der bürgerlichen Freiheit ist.
Jedoch fordert J.-J. Rousseau die Möglichkeit, Privat-E.
auf politischemWege, wenn nötig, zu kontrollieren und
einzuschränken.
Immanuel Kant, Johann Gottlieb Fichte und Georg

Wilhelm Friedrich Hegel greifen den Gedanken des E.s
als Ermöglichungsbedingung bürgerlicher Freiheit auf.
Dabei bedarf nach I. Kant jedes E., das über das E. an
der eigenen Person hinausgeht, der Zustimmung der an-
deren, da es eine Privilegierung des Eigentümers und
eine Einschränkung der Freiheit aller anderen bedeutet.
J. G. Fichte übernimmt diese Position, knüpft aber zugl.
an J. Locke an, wenn er ausführt, dass E. aus dem Recht
an der eigenen →Person und dem natürlichen Gebrauch
von Dingen für die eigenen Zwecke entspringt.
John Rawls formuliert in seinem Werk „A Theory of

Justice“ einen Urzustand, in dem sich die Menschen
ohne Kenntnis ihrer genauen gesellschaftlichen Position
über allg.e Gerechtigkeitsregeln verständigen. Dabei
konzipiert J. Rawls das Recht auf E. als eine der
menschlichen →Grundfreiheiten, die jedem solange zu-
stehen muss, wie sie die Freiheit anderer nicht über-
mäßig einschränkt. Wenn daraus eine Ungleichvertei-
lung materieller →Güter folgen sollte, dann kann diese
nach J. Rawls nur dann gerechtigkeitstheoretisch ge-
wollt sein, wenn die am wenigsten Begünstigten einer
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Gesellschaft daraus die größten Vorteile ziehen ( →Ge-
rechtigkeit). Zwar fordert J. Rawls keine Gleichvertei-
lung der Güter, durch Einschränkungen der Handlungs-
freiheit des Einzelnen in Bezug auf sein E. rückt er aber
in die Nähe des Egalitarismus.

2.3 Eigentum als evolutionärer Prozess
Neben der naturrechtlichen oder konsensbasierten Be-
gründungwird die Entstehung vonPrivat-E. auch als his-
torisch kontingente, aber vorteilhafte Entwicklung be-
schrieben. So erklärt David Hume den Übergang vom
Naturzustand zum rechtlich strukturierten Gemein-
wesen als Prozess der Menschheitsentwicklung. E. ent-
steht durch Knappheit und Gewohnheit. Besitzt jemand
ein knappes Gut, so entstehen Gefühle von Vertrautheit
mit und Anspruch auf dieses Gut. Die daraus folgenden
E.s-Gesetze sind nichts weiter als die Fixierung gesell-
schaftlicher Praxis durch den Gesetzgeber. Ähnlich ver-
weist auchHans Kelsen darauf, dass es sich bei E.s-Rech-
tenumhistorisch entstandene subjektiveRechtehandelt,
die die ideologische Funktionverfolgen ( →Ideologie), die
Ansprüche der bestehendenEigentümer zu schützen. Im
Anschluss an die →Österreichische Schule der National-
ökonomie begründet Ludwig vonMises E. durch die sei-
nemErwerb zuGrunde liegendenmarktwirtschaftlichen
Prozesse. Da die individuellenVerbraucher entscheiden,
mit wem sie in wirtschaftlichen Austausch treten, be-
trachtet L. von Mises E. als etwas durch eine implizite
Volksabstimmung Zugewiesenes. Nach Niklas Luh-
mann lässt sich E. überhaupt nur historisch erklären; an-
dere E.s-Theorien müssen seiner Meinung nach immer
in einer Paradoxie enden.

3. Kollektivistische Eigentumstheorien
Eine frühe Konzeption von Gemein-E. findet sich in der
christlichen Sichtweise, dass von Natur aus und gemäß
der natürlichen Ordnung sämtliche →Güter der Erde,
die der Mensch nutzen kann und zur Selbsterhaltung
benötigt, Gemein-E. sind. In der Folge gab es Versuche,
etwa der Urgemeinde von Jerusalem, einer Familie
gleich alle Dinge als Gemein-E. zu besitzen. Im Laufe
der christlichen Philosophie wird immer wieder das
Ideal des Gemein-E.s hervorgehoben, auch wegen der
sehr hohen sittlichen Ansprüche, die eine solche E.s-
Ordnung an alle Beteiligten stellt. In der Praxis ist eine
solche E.s-Ordnung daher kaum haltbar. So begründet
etwa Thomas von Aquin das naturrechtlich nicht gebo-
tene, sondern nur erlaubte Privat-E. durch Verweis auf
die Tatsache, dass Menschen dazu neigen, mehr Mühe
für den eigenen →Nutzen als für den aller aufzuwenden.
Dennoch verweist er unter dem Ideal des Gemein-E.s
stets darauf, dass E. kein Selbstzweck sein kann und
dass es im Gebrauch wie Gemein-E. betrachtet werden
müsse.
Eine Kritik am Privat-E., die ein Gemein-E. zumin-

dest an den Produktionsmitteln zum Ziel hat, entsteht
häufig aus der Erfahrung, dass der Eigentümer eines

von anderen ebenfalls benötigten Gutes auch eine mehr
oder weniger große →Macht über Menschen erhält. Da-
bei ist zu unterscheiden, ob nur das Privat-E. abgelehnt
wird oder ob darüber hinaus eine staatliche Zentralver-
waltung ( →Zentralverwaltungswirtschaft) angestrebt
wird. Im ersten Sinne versucht etwa Pierre-Joseph
Proudhon, der für den Satz „Eigentum ist Diebstahl“
(„La propriété, c’est le vol!“, Proudhon 1840: 2) bekannt
ist, die Unhaltbarkeit der traditionellen Theorien des
Privat-E.s darzulegen. Bes. kritisiert er die Möglichkeit,
aus E. Gewinn zu erwirtschaften, ohne selbst →Arbeit
zu leisten. Jedoch wendet sich P.-J. Proudhon scharf ge-
gen den →Kommunismus, den er ebenfalls als →Aus-
beutung beschreibt. P.-J. Proudhon schlägt vor, zumin-
dest das E. an Grund und Boden im Gemein-E. zu
belassen und nur befristet und in kleinen Größen zu
verpachten. Die verschiedenen sozialistischen ( →Sozia-
lismus) und kommunistischen Ansätze gehen dem-
gegenüber davon aus, dass dem →Staat als Repräsentant
der →Gesellschaft alles E. an den Produktionsmitteln zu
übertragen sei. Historisch betrachtet hat dieses Vor-
gehen jedoch nie zu einer Verringerung der Macht von
Menschen über Menschen geführt, sondern hat sie le-
diglich auf den Träger der staatlichen Macht verschoben
und sie darüber hinaus durch die Konzentration des E.s
noch verstärkt.
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STEFAN SCHWEIGHÖFER

II. Ökonomisch

1. Geschichte
Die gesellschaftliche Definition von E.s-Rechten, ihre
Akzeptanz und Durchsetzung, die Übertragbarkeit von
E. etc. haben für die sozioökonomische Entwicklung der
Menschheit eine kaum zu unterschätzende Bedeutung.
Die Wirtschaftsgeschichte ( →Sozial- und Wirtschafts-
geschichte) weist im historischen wie interkulturellen
Vergleich eine große Vielfalt von E.s-Formen auf. Dabei
ist tendenziell davon auszugehen, dass mit einer wach-
senden Zahl von Menschen urspr. freie Güter (z.B. Wei-
deflächen, Wälder) knapp werden, so dass z.B. zwi-
schen Nomaden und Ackerbauern Nutzungskonflikte
auftreten, die durch die (erzwungene) Anerkennung
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von E.s-Rechten gelöst werden. In Agrargesellschaften
wurde die Größe des Landbesitzes für die soziale Stel-
lung zentral. Wer vom Landbesitz ausgeschlossen war
(etwa Juden imMittelalter), gehörte zu den gesellschaft-
lich an den Rand gestellten Personengruppen. In ver-
schiedenen religiösen Kontexten waren Tempel, Klöster
( →Kloster), Kirchen etc. große und gesellschaftlich ein-
flussreiche Landbesitzer. Solches →Vermögen wurde
häufig in Krisensituationen enteignet. Im Kontext der
Industrialisierung ( →Industrialisierung, Industrielle Re-
volution) kam es in Europa zur Konzentration von Pro-
duktionsmittel-E. in Bergbau, →Industrie und →Ban-
ken. Daran entzündete sich die sozialistische E.s-Kritik
( →Sozialismus), die die gesellschaftliche und politische

→Macht konzentrierten Produktionsmittel-E.s sowie die
extrem ungleiche Verteilung durch →Einkommen aus
großen Vermögen kritisierte, und eine Verstaatlichung
von Produktionsmittel-E. postulierte.

2. Ökonomische Erklärungsansätze
In den →Wirtschaftswissenschaften konkurrieren ver-
tragstheoretische und evolutorische Ansätze der Entste-
hung von E.s-Rechten. Die von James M. Buchanan ver-
tretene Vertragstheorie ( →Vertragstheorien) geht von
einem konfliktiven Naturzustand aus, in dem der öko-
nomische →Wohlstand gering ist, weil in einem generell
rechtlosen Zustand v.a. auch E.s-Rechte nicht definiert
und geschützt sind. Es müssen von den Individuen zu
viele Ressourcen in die Verteidigung begrenzter →Güter
verwendet werden, statt durch produktive →Arbeit den
Wohlstand zu mehren. Aus diesem Dilemma findet die

→Gesellschaft heraus, indem E.s-Rechte definiert sowie
staatlich geschützt und durchgesetzt werden (Thomas
Hobbes „Leviathan“). E.s-Rechte können durch politi-
sche Entscheidungen ( →Entscheidung) angepasst und
weiterentwickelt werden, um den jeweiligen Herausfor-
derungen zu genügen. Die urspr.e Zuteilung von E.s-
Rechten ist in diesem Konzept eine gesellschaftliche
Entscheidung.
Der von Friedrich August von Hayek vertretene evo-

lutorische Ansatz geht davon aus, dass kleinere Grup-
pen von Menschen wechselseitig E.s-Rechte abgegrenzt
und anerkannt haben. Da sich dies für sie als nützlich
erwiesen hat, konnte ein solches Konzept von anderen
übernommen werden. Menschen haben aufgrund neuer
Herausforderungen und Möglichkeiten (Überseehan-
del) neue Arrangements von E.s-Rechten (z.B. im Be-
reich von Risikostreuung, Versicherung, Haftung, Ge-
winnverteilung etc.) entwickelt. In Konfliktsituationen
kann eine unparteiische →Rechtsprechung (common law
der angelsächsischen Tradition; →Anglo-amerikanischer
Rechtskreis) für eine Präzision und Weiterentwicklung
von E.s-Rechten sorgen.
Die beiden Konzepte werden wechselseitig kritisiert,

weil es bei F. A. von Hayek kein Kriterium dafür gibt,
wie eine urspr.e Verteilung von E.s-Rechten aussehen
soll. Auch kann ein evolutorischer Prozess in einer Sack-

gasse enden, aus der Individuen ohne kollektives
Handeln nicht herausfinden. Umgekehrt kann die im
vertragstheoretischen Sinne konstruktivisch politisch
entworfene E.s-Ordnung ökonomisch ineffizient sein.
Im Kontext der Neuen Institutionenökonomik als

Erweiterung der Neoklassik wurde der Property-Rights-
Ansatz entwickelt. Dabei wurde u.a. analysiert, durch
welche Gestaltung von E.s-Rechten es zu einer Interna-
lisierung externer Effekte kommen kann. In einer Welt
ohne Transaktionskosten (Coase-Theorem) kommt es
zu einer Internalisierung unabhängig von der genauen
Gestaltung der E.s-Rechte, weil entweder der Eigen-
tümer zahlt, damit der Schädiger die Störung unterlässt,
oder der Schädiger dem Eigentümer für die Beeinträch-
tigung eine Kompensation zahlen muss. Da in der Rea-
lität Transaktionskosten vorhanden sind, müssen Beein-
trächtigungen von E.s-Rechten hingenommen werden.
Die gesellschaftlich unterschiedlichen Regelungen von
E.s-Rechten führt etwa dazu, dass in den USA private
Bodeneigentümer ein ökonomisches Interesse an „Fra-
cking“ haben, weil ihre E.s-Rechte auch in die Tiefe ge-
hen, während in Deutschland die Rechte der Grund-
stückseigentümer sowohl in der Tiefe (Bergbau) wie in
der Luft (Überflug mit Lärm) begrenzt sind.
Andere Fragestellungen betrafen eine Ausdünnung

von E.s-Rechten durch gesetzliche Regulierung des E.s-
Gebrauchs, wie u. a. durch den Erlass vonMietobergren-
zen oder die →Mitbestimmung der →Arbeitnehmer.
Auch wurde die Trennung von E.s-Rechten und den tat-
sächlichen Verfügungsrechten der Manager (etwa bei
Aktiengesellschaften mit breit gestreutem Aktienbesitz;

→Aktiengesellschaft) thematisiert und gefragt, wie weit
es zur missbräuchlichen Ausnutzung von Verfügungs-
rechten kommt (principal-agent-Problematik). Die Kon-
trolle der Aktiengesellschaften durch den Kapitalmarkt
( →Geld- und Kapitalmarkt), der neuen Großaktionären
die Entlassung des Managements oder gar die Übernah-
me des ganzen →Unternehmens ermöglicht, sollte ein
Handeln des Managements im Interesse der Aktionäre
(Shareholder) erzwingen. Der Property-Rights-Ansatz gab
in einer Reihe westlicher Industrieländer ab ca. 1980
Anstoß für eine breitere →Privatisierung öffentlicher
Unternehmen ( →Öffentliche Betriebe), um diese an
Stelle der politischen Kontrolle einer vermeintlich effi-
zienteren durch den Kapitalmarkt zu unterwerfen.
In der Entwicklungsökonomie (Hernando de Soto)

gilt das Fehlen von definierten (z.B. in Grundstücks-
kataster eingetragenen) und geschützten E.s-Rechten
als ein wesentliches Hemmnis der ökonomischen Ent-
wicklung, da kleine Gewerbetreibende keine Sicherhei-
ten für Kreditaufnahme anbieten können. Ohne Kapi-
talmarktzugang können sie aber auch keine Expansion
ihrer Geschäftstätigkeit vornehmen.

3. Eigentumsformen
Man kann vereinfacht Gemeinschafts-E. (Allmende),
Staats-E. und Privat-E. unterscheiden. Gemeinschafts-
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E. (Weiden, Wälder, Seen) können dann langfristig öko-
nomisch sinnvoll bewirtschaftet werden, so dass die
„Tragik der Allmende“ (Hardin 1968) etwa durch eine
Übernutzung vonWeideflächen nicht auftritt, wenn ge-
meinsam vereinbarte und aufgrund →sozialer Kontrolle
überwachte Regelungen (z.B. Anzahl der Tiere) über
eine nachhaltige Ressourcennutzung eingehalten wer-
den. Die Tragik der Allmende tritt bei umfassenden Ge-
meinschaftsgütern (z.B. Weltklima) auf, wenn verein-
barte Regeln fehlen bzw. nicht durchgesetzt werden
können. Umfassendes Staats-E. an Produktionsmitteln
( →Zentralverwaltungswirtschaft) weist die Problematik
auf, dass ein effizienter Einsatz des →Kapitals nicht ge-
währleistet ist. Es fehlt ein Anreiz, das Kapital kon-
sequent nach Wünschen der Nachfrager auszurichten
sowie bei zentraler Planung das Wissen darüber, wie
genau die Effizienz des Kapitals gemessen werden
kann, weil kein Marktvergleich im Wettbewerb besteht.
Da innovative Ideen eher von Außenseitern ausgehen,
ist es innerhalb von Staats-E. dominierten Wirtschaften
höchst unwahrscheinlich, dass Innovatoren Verfügungs-
gewalt über Kapital erhalten, um ihre Ziele zu realisie-
ren. Mit Staats-E. wird weniger sorgfältig umgegangen
und häufig wird es privat angeeignet.
In Marktwirtschaften kann es in Schlüsselsektoren

sinnvoll sein, die Versorgung der Bevölkerung durch
Unternehmen im öffentlichen E. (z.B. bei natürlichen
Monopolen, Wohnungsversorgung oder strategisch
wichtigen Produktionszweigen, wie der Rüstungsindus-
trie) zu sichern. Diese können effizient geführt werden,
wenn ihre Leitungspositionen nach Qualifikation ver-
geben werden und nicht politische Vorgaben (z.B. zur
Schaffung von Arbeitsplätzen) einen effizienten Mittel-
einsatz verhindern.
Privat-E. unter Wettbewerbsbedingungen hat den

Vorteil, dass der Eigentümer ein Interesse an einer effi-
zienten Verwendung des eingesetzten Kapitals hat. Der
Eigentümer haftet (begrenzt oder unbegrenzt) für die
Verwendung des E.s. Durch Veräußerung von E. kann
dieses in eine effizientere Verwendung gelangen. Ein
sorgfältiger Umgang (Schonung und Erhaltungsinvesti-
tionen) ist ebenso angezielt wie seine Vermehrung, um
dadurch höhere Erträge zu erzielen. Privat-E. ermög-
licht gerade Außenseitern innovative Ideen zu verwirk-
lichen.

4. Neuere Herausforderungen
Anfang der 1990er Jahre stellte die Transformation der
zentralgelenkten Volkswirtschaften Mittel- und Ost-
europas ( →Zentralverwaltungswirtschaft) eine große
Herausforderung dar, weil das bisherige Staats-E. an
den Produktionsmitteln für den neuen Aufbau der
Marktwirtschaft in Privat-E. überführt wurde. Ob dabei
primär eine Rückgabe an die Alteigentümer und ihre
Erben angestrebt werden sollte oder eher eine funktio-
nale Betrachtung durch den Verkauf an Investoren zum
Zweck des schnellen wirtschaftlichen Aufschwungs und

der Schaffung von Arbeitsplätzen Priorität erhalten soll-
te, war umstritten. In einigen Transformationsländern
konnten viele →Unternehmer schnell sehr große Reich-
tümer durch die Übernahme bisher staatlicher Unter-
nehmen erwerben, was der gesellschaftlichen Akzep-
tanz einer Privat-E.s-Ordnung nicht förderlich war.
Da die moderne Wirtschaft technologiegetrieben ist,

stellt die Definition, die Anerkennung und der Schutz
geistiger E.s-Rechte (Patente, Markennamen, Urheber-
schutz etc.) eine bes. Herausforderung dar. Angesichts
der Tendenz zur Ausweitung von Immaterialgüterrech-
ten ( →Immaterialgüterrecht) ist es gesellschaftlich um-
stritten, woran diese überhaupt begründet werden kön-
nen, ob etwa die Entzifferung menschlicher Genome
patentierbar sein soll. Mit der →Globalisierung der

→Wirtschaft hat der Schutz geistiger E.s-Rechte hohe
Bedeutung im Welthandel erlangt. Mit der Errichtung
der →WTO 1994 wurde auch ein entspr.es Abkommen
abgeschlossen, in dem sich die Vertragsparteien ver-
pflichtet haben, geistiges E. in ihren Ländern zu schüt-
zen. Ob, wann und in welchem Ausmaß private E.s-
Rechte (Patente) vor dem Gesundheitsschutz oder der

→Ernährung in Entwicklungsländern (Patente auf Saat-
gut) zurückstehen müssen, ist umstritten. Weiterhin
stellt sich die Frage, wie Nachzügler in der ökonomi-
schen Entwicklung an Produktpiraterie gehindert wer-
den können. Bes. die →Digitalisierung der Wirtschaft
ruft erhebliche Konflikte über geistige E.s-Rechte her-
vor, weil ins →Internet eingestelltes Wissen faktisch
ohne Grenzkosten (open access) und damit kostenlos be-
reitgestellt werden kann.
Auf den →Finanzmärkten werden E.s-Rechte nicht

mehr in Form von Aktien und Anleihen den Eigen-
tümern ausgehändigt, sondern existieren nur noch auf
Depotauszügen, so dass Vertrauen an Bedeutung ge-
winnt. Nach der Finanzkrise 2008 ( →Finanzmarktkrise)
ist es zu einer Neubewertung von Privat-E. gekommen.
So wurde das marktwirtschaftliche Grundprinzip der
Eigentümerhaftung (mit Ausnahme von Lehman
Brothers) außer Kraft gesetzt, indem ein Zusammen-
bruch des weltweiten Finanzsystems durch die Rettung
von →Banken, Versicherungen ( →Versicherung) etc. mit
umfangreichen Steuermitteln, staatlichen Bürgschaften
sowie Notenbankkrediten verhindert wurde. Finanz-
marktakteure, die zu groß sind, dass sie ohne gesamt-
wirtschaftliche Schäden aus dem →Markt ausscheiden
können, stellen in einer von Privat-E. dominierten
Wirtschaft ein gravierendes ordnungspolitisches Pro-
blem dar ( →Ordnungspolitik). Als weniger effizient
angesehene E.s-Formen wie genossenschaftliches und
öffentliches E. wurden positiver bewertet, weil →Spar-
kassen und Genossenschaftsbanken ( →Genossenschaf-
ten) die Finanzkrise relativ unbeschadet überstanden
haben. Dies galt auch für eigentümergeführte mittel-
ständische Unternehmen oder Stiftungen, obwohl alle
diese Unternehmensformen nicht der Finanzmarkt-
kontrolle über →Börsen unterliegen. Vielmehr wurde
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deren Kurzfristorientierung (Vierteljahresberichte, ho-
her Umschlag der Aktien eines Unternehmens) als Ur-
sache von Fehlentwicklungen identifiziert.
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JOACHIM WIEMEYER

III. Rechtlich

1. Bedeutung
Die E.s-Garantie des Art. 14 GG ist ein elementares
Grundrecht; Sie ist zudem eine Wertentscheidung von
bes.r Bedeutung. Ihr kommt im Gefüge der →Grund-
rechte die Aufgabe zu, dem Träger des Grundrechts
einen Freiheitsraum im vermögensrechtlichen Bereich
zu sichern und ihm dadurch eine eigenverantwortliche
Gestaltung seines Lebens zu ermöglichen. Sie steht im
inneren Zusammenhang mit der Garantie der persön-
lichen →Freiheit. Das gilt auch für die wirtschaftliche
Betätigungsfreiheit. Als subjektiv-öffentliches Abwehrrecht
(Grundrecht) gibt die E.s-Garantie dem Bürger →Rechts-
sicherheit hinsichtlich der durch die Rechtsordnung an-
erkannten Vermögensrechte und schützt sein Vertrauen
in den Bestand dieser Rechte. Zugl. enthält sie eine In-
stitutsgarantie für das E. Diese bringt die objektive, ord-
nungsgestaltende Bedeutung des Privat-E.s zum Tragen
und sichert einen Kernbestand von Normen ( →Norm),
die die Existenz und Funktionstüchtigkeit privatnützi-
gen E.s ermöglichen und ordnen.
Als Verfassung, die die privatnützige Gebrauchsmög-

lichkeit, Ertragsfähigkeit und Verfügungsfähigkeit des
Privat-E.s und der zu ihm rechnenden verschieden-
artigen Rechte garantiert, ist das →GG nicht wirt-
schaftspolitisch „neutral“. Indem siemit demE. auch des-
sen ökonomische Verfügbarkeit bzw. wirtschaftliche
Funktionalität gewährleistet, trifft sie vielmehr eine
wirtschaftsverfassende Entscheidung von grundlegender
Bedeutung. Die Vielzahl der vom eigentumsinhalts-
bestimmenden Gesetzgeber mit jeweils eigener Ent-
scheidungsmacht, Verantwortungs- und Risikozustän-
digkeit auszustattenden Eigentümer bewirkt eine De-
zentralisierung der Entscheidungen und ein plurales
System der Dezentrierung sowie Verteilung von

→Macht, Chancen, →Risiko und →Herrschaft. Dieses
System freier unternehmerischer Initiative und dezen-
tralisierter, am Ertrag orientierter Wirtschaftsführung
setzt als Organisationsform notwendig den privaten,
prinzipiell staatsunabhängigen →Markt voraus und for-
dert und begründet als innere Funktionsstruktur mit
ebensolcher Notwendigkeit ein wettbewerbliches Hand-
lungssystem ( →Wettbewerb).

2. Schutzbereich
Die Garantie des E. schützt davor, dass E. des Einzelnen
durch staatlichen Eingriff oder ihm gleichstehende
Maßnahmen ohne rechtfertigenden Grund beeinträch-
tigt wird. Garantiert werden sowohl das Haben („Be-
standsgarantie“) als auch das grundsätzlich freie Aus-
nutzendürfen der E.s-Position. Das gilt für deren
Veräußerung bzw. die Verfügung über sie. Neben den
Bestandsschutz tritt eine Entstehenssicherung, obwohl
die ausdrückliche Verankerung des Rechts, „aufgrund
der Gesetze E. zu erwerben“, wie es einige Länderverfas-
sungen enthalten, im →GG fehlt. Welche vermögens-
werten Rechtspositionen als E. im verfassungsrecht-
lichen Sinne zu qualifizieren sind, bestimmt sich nach
dem Zweck und der Funktion der E.s-Garantie unter
Berücksichtigung ihrer Bedeutung im Gesamtgefüge
der →Verfassung. Geschützt durch Art. 14 GG sind da-
her im Bereich des Privatrechts grundsätzlich alle ver-
mögenswerten Rechte, die dem Berechtigten von der
Rechtsordnung in der Weise zugeordnet sind, dass er
die damit verbundenen Befugnisse nach eigenverant-
wortlicher →Entscheidung zu seinem privaten Nutzen
ausüben kann. Auf dieser Grundlage umfasst das ver-
fassungsrechtliche E. über das Sach-E. des bürgerlichen
Rechts, das auf körperliche Gegenstände beschränkt ist
(§§903, 90 BGB; ähnlich Art. 641 ZGB für die Schweiz
und §354 ABGB für Österreich), hinaus u.a. alle sons-
tigen dinglichen Rechte an einer Sache, Forderungen,
vertragliche Nutzungsrechte, die gesellschaftsrecht-
lichen Mitgliedschaftsrechte, die Rechte des „geistigen
E.“ (soweit sie Vermögensrechte sind) sowie das Recht
am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb oder
Betriebs-E. Die Anerkennung des letzteren Rechts als E.
trägt dem Umstand Rechnung, dass Lebens- und Wir-
kungsgrundlage des unternehmerisch Tätigen nicht nur
die zum →Unternehmen gehörenden →Güter als einzel-
ne sind, sondern der in sich geschlossene Wirtschafts-
körper des Unternehmens in seiner ökonomischen
Funktion.

Vermögenswerte Rechte öffentlich-rechtlicher Natur sind
durch Art. 14 GG geschütztes E., wenn die von der E.s-
Garantie intendierten Schutzziele der Sicherung von
persönlicher →Freiheit und materiellen Vertrauenstat-
beständen eine Gleichbehandlung mit den privaten Ver-
mögensrechten verlangen. Das wird insb. angenommen,
wenn die Rechtsstellung ihren Grund in eigener Leis-
tung oder eigenem Kapitalaufwand des Berechtigten
hat. Daher sind eigentumsgeschützt insb. sozialver-
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sicherungsrechtliche Positionen, die auf nicht unerhebli-
chen Eigenleistungen beruhen und der Existenzsiche-
rung dienen. Nicht unter Art. 14 GG fallen dagegen An-
sprüche und Rechtsstellungen, die im öffentlichen
Interesse geschaffen oder nur in Wahrnehmung sozialer
Fürsorge zugeteilt worden sind.
Art. 14 GG schützt nur konkrete Rechtspositionen

und daher nicht das →Vermögen als solches. Die Auffas-
sung, nach der das Vermögen als Zusammenfassung der
einzelnen Vermögensgegenstände bzw. der in diesen
verkörperten Vermögenswerte gegenüber der Belastung
mit einer →Steuer oder sonstigen Geldleistungspflicht unter
dem Schutz der E.s-Garantie steht, ist mit dieser Prämis-
se vereinbar. Diese Auffassung vermag die eigen-
tumsgrundrechtliche Relevanz des Steuerzugriffs daraus
abzuleiten, dass er eine Verminderung des Gesamt-
bestandes der im Vermögen zusammengefassten eigen-
tumsgeschützten Gegenstände und Werte erzwingt; sie
erklärt also die dem Pflichtigen verbleibende Freiheit
der Wahl, mit welchen Mitteln er die ihm auferlegte
Geldleistungspflicht erfüllt, sub specie der E.s-Garantie
für unerheblich. Folgt man der restriktiveren Haltung
des →BVerfG, muss man jedenfalls bei einer „übermäßi-
gen Belastung“ und „grundlegenden Beeinträchtigung
der Vermögensverhältnisse“ des Pflichtigen durch die
Auferlegung von Abgabenpflichten („Erdrosselungswir-
kung“) die E.s-Garantie tangiert sehen (BVerfGE 95,
267, 300 f.).
Die Reichweite des E.s-Schutzes bemisst sich danach,

welche Befugnisse einem Eigentümer kraft der ein-
schlägigen eigentumskonstituierenden Normen des pri-
vaten ( →Privatrecht) und/oder →öffentlichen Rechts
zustehen. Nicht uneingeschränkt zutreffend ist die An-
sicht, Verdienstmöglichkeiten, Gewinnchancen, Zukunfts-
hoffnungen, Erwartungen und Aussichten würden nicht
geschützt (vgl. zu Art. 14 GG BVerfGE 74, 129, 148);
richtig ist dagegen die Annahme, dass Verdienstmög-
lichkeiten und Erwerbschancen, die sich aus dem blo-
ßen Fortbestand einer günstigen Gesetzeslage ergeben,
von der E.s-Garantie nicht umfasst werden. Was aber
insb. den Schutzgegenstand Recht am Gewerbebetrieb
angeht, so ist eine rein begriffliche Abgrenzung von ei-
gentumsgeschützten „Ausstrahlungen“ des Gewerbe-
betriebs ( →Betrieb) und nicht geschützten „Chancen“
nicht möglich, entscheidend ist vielmehr neben der wer-
tenden Berücksichtigung der Vertrauensposition des

→Unternehmens, dass – weil von der E.s-Garantie über
den Bestand des Unternehmens hinaus dessen gesamte
funktionswesentliche Tätigkeit umfasst wird – der ge-
winnbringende Einsatz des Unternehmens überhaupt
geschützt ist. Insofern erfasst die E.s-Garantie durchaus
auch Chancen, und jedenfalls ein gezieltes und vorsätz-
liches – rechtmäßiges oder rechtswidriges – hoheitliches
Einwirken auf Gewinnmöglichkeiten, bestehende Ge-
schäftsbeziehungen, den Kundenstamm oder die Markt-
stellung eines Unternehmens muss grundsätzlich als
eigentumsrechtlich relevant begriffen.

Von der E.s-Garantie mitumfasst ist das Recht des
Eigentümers, seine Interessen im Verwaltungs- und Ge-
richtsverfahren effektiv zu vertreten und durchzusetzen.

3. Gewährleistung im Rahmen des Gesetzes
Das →GGverbindet die Gewährleistung des E.s mit dem
Auftrag an den Gesetzgeber, Inhalt und Schranken des E.s
zu bestimmen (Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG). Der Auftrag
geht dahin, eine E.s-Ordnung zu schaffen, die sowohl
den privaten Interessen ( →Interesse) des Einzelnen als
auch denen der Allgemeinheit gerecht wird. Die ver-
schiedenen durch das Grundrecht ( →Grundrechte) als
E. geschützten Rechte sind in ihrer konkreten Existenz
und Ausgestaltung von der Regelung durch den Gesetz-
geber abhängig. Das Gesetz bestimmt den Inhalt der
Rechte, ordnet ihre Ausübung auch im Hinblick auf die
Rechte und Interessen Dritter, z.B. der Nachbarn des
Grundeigentümers, und bringt die öffentlichen und so-
zialen Erfordernisse zur Geltung. Dadurch verbindet
das GG die Identität des E.s mit der Gewährleistung
der notwendigen Offenheit für zukünftige gesellschaft-
liche Entwicklungen.
Ungeachtet des weiten Gestaltungsspielraumes des

inhaltsbestimmenden bzw. eigentumskonstituierenden Ge-
setzgebers bildet die Einrichtungsgarantie ( →Einrich-
tungsgarantien) des E. den zentralen Maßstab für das
„Ob“ und das „Wie“der E.s-Konstituierung. Sie verbietet
dem Gesetzgeber, Sachbereiche der Privatrechtsord-
nung zu entziehen, die zum elementaren Bestand grund-
rechtlich geschützter Betätigung im vermögensrechtlichen
Bereich gehören, und damit den durch das Grundrecht
geschützten Freiheitsbereich aufzuheben oder wesent-
lich zu schmälern. Der eigentumsgestaltende Gesetz-
geber hat bei der Ausstattung der eigentumsgeschützten
Rechte mit Befugnissen die institutionell gewährleistete
Freiheitlichkeit und Privatnützigkeit des E. sicherzu-
stellen. Er hat das Recht so auszustatten, dass es zu
eigenem Nutzen und Ertrag eingesetzt werden kann und
grundsätzlich privatautonomer, eigenverantwortlicher
Verfügung zugänglich ist ( →Autonomie). Aus demGebot
der →Verhältnismäßigkeit leitet sich dabei für den Ge-
setzgeber die Verpflichtung ab, die auf Anerkennung als
E. drängenden Interessen angemessen zur Geltung zu
bringen. Verfassungskonform ist allein eine Ausgestal-
tung, die – unter Berücksichtigung gegenläufiger Inte-
ressen – die angemessene Funktionsfähigkeit des Rechts
entspr. dem jeweiligen Sachgebiet gewährleistet. In die-
sem Sinne ist z.B. die Ausgestaltung des →Urheber-
rechts geboten.

4. Schrankenziehung und
sonstige Beeinträchtigungen

Der jeweilige E.-Freiheitsbereich kann sowohl durch
Normen als auch durch Einzelfallregelungen beeinträch-
tigt werden, die eine E.s-Position entziehen oder deren
Nutzung, Verfügung oder Verwertung einer rechtlichen
Beschränkung unterwerfen. Beeinträchtigungen kom-
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men auch durch faktische, influenzierende und/oder indi-
rekte Einwirkungen auf die Nutzung, Verfügung oder
Verwertung von E.s-Positionen in Betracht. So kann
Art. 14 GG auch Schutz gegenüber der Erteilung einer
Genehmigung bieten, die für einen Drittbetroffenen
nachteilige Nebenwirkungen entfaltet. Zur Klärung der
Frage, ob solche Einwirkungen regelnden Eingriffen
gleichgestellt werden können, muss auf die Auslegung
des betroffenen Rechts bzw. auf den Schutzbereich der

→Norm, die Voraussehbarkeit der (Neben-)Wirkungen
und die Intention des staatlichen Handelns bzw. darauf
abgestellt werden, ob es sich um die typischen Folgewir-
kungen eines gesteuerten Verhaltens der öffentlichen
Hand handelt. Weniger rechtsdogmatischen als prakti-
schen Bedürfnissen genügt es, wenn der Intensität der
Einwirkung eine entscheidende Rolle beigemessen und
eine Betroffenheit Dritter angenommen wird, wenn ihr
E. nachhaltig verändert sowie schwer und unerträglich
beeinträchtigt wird. Wenn drittschützende Regelungen
des einfachen Rechts als zulässige E.s-Bindung einge-
stuft werden können, gewährt Art. 14 GG i.d.R. keinen
weitergehenden Schutz.
Zentraler Maßstab der in das konstituierte E. eingrei-

fenden Schrankengesetze ist neben allen übrigen Verfas-
sungsnormen, etwa dem Gleichheitssatz, die Individual-
rechtsgarantie des Art. 14 GG. Auch wenn ein weiter
Gestaltungsraum des das E. gemäß Art. 14 Abs. 1 S. 2
GG beschränkenden Gesetzgebers anzuerkennen ist,
müssen daher Regelungen stets durch das öffentliche
Interesse legitimiert sein. Das bedeutet, dass der Ge-
setzgeber in die eigentumsgrundrechtlich geschützten
Interessen der Beteiligten nicht ohne Grund und grund-
sätzlich auch nicht übermäßig eingreifen darf. Un-
zumutbare Schmälerungen von E.s-Positionen sind ihm
verwehrt. Die grundlegende Wertentscheidung des GG
zugunsten eines sozial gebundenen Privat-E.s (Art. 14
Abs. 2 GG) verpflichtet ihn vielmehr grundsätzlich,
nur so weit im öffentlichen Interesse einzugreifen, wie
es der Schutz des →Gemeinwohls unter weitestmög-
licher Wahrung der Privatnützigkeit erfordert, und die
Belange der Gemeinschaft und die eigentumsgrund-
rechtlich geschützten Individualinteressen in einen ge-
rechten Ausgleich und ein ausgewogenes Verhältnis zu
bringen. Das Wohl der Allgemeinheit ist insoweit Ori-
entierungspunkt, aber auch Grenze für die Beschrän-
kung des Eigentümers.
Die in Art. 14 Abs. 2 GG postulierte Sozialpflichtigkeit

des E. bedarf der gesetzlichen Hervorbringung auf dem
Wege der Schrankenbestimmung. In diesem Sinne
bilden Art. 14 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 GG eine der vor-
nehmsten Handhaben des →GG zur Entfaltung der So-
zialstaatlichkeit ( →Sozialstaat). Demgegenüber würde
die Auffassung, Art. 14 Abs. 2 GG erzeuge (auch) un-
mittelbar Rechtspflichten des Eigentümers, dazu füh-
ren, dass in Wahrheit weniger die Pflichtenbindung als
der E.s-Gebrauch für legitimierungsbedürftig erklärt
würde. Daher können etwa Hausbesetzungen und die

Benutzung fremder privater Gegenstände ohne gesetz-
liche Ermächtigung nicht durch Art. 14 Abs. 2 GG
gerechtfertigt werden. Die verfassungsgemäßen Schran-
kenziehungen müssen vom Eigentümer entschädi-
gungslos hingenommenwerden, es sei denn, es läge eine
sozialpflichtüberschreitende Schrankenziehung vor. Der
eigentumseinschränkende Gesetzgeber hat die der spe-
zifischenNatur des jeweiligen E.s-Rechts und dessen so-
zialer Bedeutung entspr.e Nutzung, Verwertung und
Verfügung so weit wie möglich zu bewahren sowie des-
sen spezifische Funktionsbedingungen zu beachten. Das
Unternehmens-E. z.B. weist funktionale Besonderhei-
ten auf, die hinsichtlich seiner Beschränkung eine pau-
schale Gleichsetzung mit anderen E.s-Kategorien wie
dem E. an Sachgütern oder den Urheberrechten ( →Urhe-
berrecht) verbieten. Angesichts der sozialen Staatsauf-
gabe ( →Staatsaufgaben) können die gesetzliche Behe-
bung von Not- und Krisenlagen, die Zurückdrängung
und Kontrolle wirtschaftlicher →Macht, die Abstellung
von Mangel und Missbrauch sowie ähnliche sozialstaat-
liche Erfordernisse in höherem Maße ein Zurücktreten
der E.s-Freiheit erzwingen als die Verfolgung allg.er ge-
sellschaftspolitischer Vorhaben.
Bei der Interessen- und Güterabwägung nach Maß-

gabe des Verhältnismäßigkeitsgebots ( →Verhältnismäßig-
keit) ist nicht pauschal auf das E.s-Recht auf der einen
Seite und das Interesse, das den Eingriff legitimieren
soll, auf der anderen Seite abzustellen, sondern auf das
Ausmaß, in dem der jeweilige E.s-Freiheitsbereich und
das eingriffslegitimierende Interesse konkret betroffen
sind, und das Gewicht und die (funktionale) Bedeutung,
die den betroffenen Sektoren dieser Güter – und zwar
gerade im Verhältnis zueinander – zukommt. Es ist zu
ermitteln, welche Modalität der Grundrechtsausübung
bzw. welche mit der E.s-Position verbundene Befugnis
betroffen ist und ob sie von zentraler oder geringerer
Bedeutung ist, weil sie im Randbereich des jeweiligen
E.s-Freiheitsbereichs liegt. Dabei sind die spezifischen
Funktionsbedingungen des betroffenen E.s-Freiheits-
bereichs in Rechnung zu stellen. So würde z.B. eine
allg.e, wirtschaftspolitisch lenkende Preiskontrolle we-
sentlich tiefer in die E.s-Freiheit – und die →Berufs-
freiheit – des →Unternehmers eingreifen als eine Preis-
kontrolle, die sich mikropolitisch gegen bestimmte
Missbräuche, wie etwa den Preismissbrauch kraft be-
herrschender Unternehmensstellung, richtete.
Eine gesteigerte Sozialpflichtigkeit kennzeichnet

insb. das Boden-E. Sie ergibt sich aus dem Umstand,
dass der Boden ein unvermehrbares Gut ist, auf dessen
Nutzung Eigentümer, Nichteigentümer, →Staat und

→Gemeinschaft angewiesen sind. Bei der Geltend-
machung der Sozialpflichtigkeit unterliegt der Gesetz-
geber einem differenzierten Begründungszwang. So hat
das →BVerfG anerkannt, dass sich angesichts der Unver-
mehrbarkeit von Grund und Boden die soziale In-
pflichtnahme des land- und forstwirtschaftlichen →Bo-
dens durch eine Kontrolle des Grundstücksverkehrs aus
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Gründen der Sicherung der Agrarstruktur rechtfertigt.
Als unverhältnismäßige Beschränkung wertet es da-
gegen das Gericht, wenn der Bodenerwerb unabhängig
von diesem durch seine spezifische „Sachnähe“ bes. legi-
timierten öffentlichen Interesse schon deshalb verhin-
dert würde, weil er zum Zwecke der Kapitalanlage er-
folgte.
Im Mitbestimmungsurteil macht das BVerfG die „be-

deutende soziale Funktion“ und den „weittragenden so-
zialen Bezug“ des Anteils-E.s zu einem zentralen Argu-
ment. Diese zeigten sich u. a. darin, dass „es zur
Nutzung des Anteilseigentums immer der Mitwirkung
der Arbeitnehmer“ bedürfe, deren Grundrechtssphäre
durch die Ausübung der eigentümerischen Verfügungs-
befugnisse berührt werde (BVerfGE 50, 290, 347ff.).
Die vom Gericht herausgestellten Merkmale des An-
teils-E.s sind aber in Wahrheit nahezu jedem Unterneh-
mens-E. eigen, jedenfalls aber jedem wirtschaftlich-in-
dustriellen E. bestimmter Größenordnung. Die in der
gesetzlichen →Rentenversicherung begründeten eigen-
tumsgeschützten Rechtspositionen sind auf Grund ihres
Eingebundenseins in die Prinzipien und Funktions-
bedingungen der Rentenversicherung als einer Solidar-
gemeinschaft in bes.m Maße dem sozialbindenden
Zugriff des Gesetzgebers – auch den mit Neubestim-
mungen des Inhalts von Versicherungsverhältnissen
verbundenen Beschränkungen – ausgesetzt. Soweit in
schon bestehende Anwartschaften eingegriffen wird, ist
zu berücksichtigen, dass in ihnen von vornherein die
Möglichkeit von Änderungen in gewissen Grenzen an-
gelegt ist.
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IV. Sozialethisch

1. Die biblische und kirchliche Tradition
Nach den biblischen Schriften ist Gott der Schöpfer der
Erde, so dass er auch deren Obereigentümer (Lev 25,23)

ist. Gott hat die ganze Erde der gesamten Menschheit
übergeben (Gen 1,28). Dies hat die Konsequenz, dass
alle Menschen befähigt werden müssen, Nutzen aus
der Natur ziehen zu können (usus communis). Dies gilt
zum einen innerhalb einer →Generation, zum anderen
zwischen den Generationen. Dementsprechend ist eine
Privat-E.s-Ordnung sekundär. Eine konkrete Privat-E.s-
Ordnung ist daran zu messen, ob von ihr alle Menschen
profitieren. Aus dem Ober-E. Gottes folgt, dass in Not-
lagen das Privat-E. (Lev 25,35) zurückstehenmuss. Kon-
kret wird etwa im ATdeutlich, dass ein Recht der Ärms-
ten auf Erntenachlese bestand. In späterer Zeit war der
Zehnt abzugeben, der auch für soziale Zwecke verwandt
wurde. Im Dekalog (Ex 20,15; Dtn 5,19; →Zehn Gebote)
wird das Privat-E. geschützt. Ein Entzug des E.s konnte
in alttestamentlicher Zeit existenzbedrohend sein, so
dass der Schutz des E.s einen hohen Wert hatte.
Im NT ist es v. a. das Lk, das eine „Arm-Reich“-Pro-

blematik thematisiert. Der Erwerb von E. soll demnach
nur auf redliche Art und Weise erfolgen. Menschen sol-
len nicht ihr ganzes Leben am E.s-Erwerb ausrichten.
Vielmehr bedeutet die radikale Nachfolge Jesu, auf
eigenes E. zu verzichten (Mk 10,17–23). Wer nicht voll-
ständig sein E. aufgibt und sich dem Wanderprediger
Jesu anschließt, soll sein E. verantwortlich im Sinne
einer sozialen Verpflichtung gebrauchen (Lk 16,9–13).
Es ist in den Evangelien eher eine individualethische
Behandlung der E.s-Thematik zu finden.
In der Urgemeinde in Jerusalem legten die Menschen

ihren Besitz zusammen, indem sie ihre →Güter verkauf-
ten und den Erlös den Aposteln übergaben (Apg 2, 44–
47.4,32–37). Nach einigen Jahren war aber die Ur-
gemeinde in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten, so
dass Paulus in Korinth (2 Kor 8,6–15) eine Solidaritäts-
kollekte durchführen ließ. Die Gütergemeinschaft der
Urgemeinde war durch die Naherwartung der Wieder-
kunft Christi bedingt. Sie wurde nicht zur vorherrschen-
den Lebensform der Christen, wirkte aber in der Güter-
gemeinschaft insb. einzelner →Orden nach.
In der Geschichte der christlichen →Theologie wird

mehrheitlich Privat-E. anerkannt. Bedeutsam ist v. a.
Thomas von Aquin geworden, der im Kontext konkreter
Fragestellungen von Diebstahl und Raub einige grund-
sätzliche Anmerkungen zur E.s-Problematik machte.
Thomas anerkannte zwar das Ober-E. Gottes, aber legi-
timierte – beeinflusst durch Aristoteles – das Privat-E.
mit drei klassisch gewordenen Effizienzargumenten
(STh II-II, q. 66,1 f.): Erstens gebe es einen Arbeits-
anreiz, wenn Menschen den Ertrag ihrer →Arbeit als E.
erwerben können. Zweitens gehe ein Privateigentümer
mit seinem E. sorgfältiger um als eine Gruppe von Men-
schen mit kollektivem E. Wenn bei knappen Gütern
drittens eindeutig ist, wem die E.s-Rechte zustehen,
werden Konflikte unter Menschen über E. reduziert.
Diese Auffassung des Thomas ist für die kirchliche E.s-
Lehre klassisch geworden, indem sie (z.B. durch Bischof
Wilhelm Emmanuel Freiherr von Ketteler) auch im
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Zeitalter der Industrialisierung ( →Industrialisierung, In-
dustrielle Revolution) wieder aufgegriffen wurde. Die
Begründung des Thomas für Privat-E. ist eher utilitaris-
tisch ( →Utilitarismus)/teleologisch, so dass die spätere
Inanspruchnahme des Thomas für ein →Naturrecht auf
Privat-E. eine Fehlinterpretation darstellt. Thomas
kennt wegen des Ober-E.s Gottes eine strenge Sozial-
pflichtigkeit.
Die Reformatoren (Martin Luther, Philipp Melan-

chthon) verteidigten die bestehende E.s-Ordnung gegen
Umwälzungsbestrebungen, wie sie z.B. in den Bauern-
kriegen artikuliert wurden. Während diese die Sozial-
pflichtigkeit des E.s. betonten, vertrat Johannes Calvin
eine tendenziell liberale Verteidigung des Privat-E.s und
hatte weniger Bedenken gegen →Zins und →Kredit als
jene.

2. Eigentum in der Sozialphilosophie
Die auf Cicero zurückgehende Okkupationstheorie sah
den Erwerb von E. entweder durch die Aneignung her-
renlosen Gutes oder durch Übertragung von anderen
vor. In die E.s-Theorie brachte John Locke einen neuen
Akzent ein, weil für ihn der Mensch E. an seiner eige-
nen Person hat, so dass durch Bearbeitung der Natur E.
erworben wird. Die Erträge der Natur (z.B. Nahrungs-
mittel) sind gering, weil erst durch menschliche →Arbeit
der →Wohlstand geschaffen wird. Ein solches selbst er-
arbeitetes E. als unmittelbarer Ausfluss der →Person ist
zu schützen und erhält menschen- bzw. naturrechtlichen
Charakter ( →Menschenrechte, →Naturrecht). J. Locke
sah kein Gerechtigkeitsproblem ( →Gerechtigkeit), da es
in seiner Zeit hinreichend freien →Boden gab, so dass
jeder die Chance hatte, durch Arbeit Eigentümer zu
werden. Der →Staat dürfe zwar für seine Kernaufgaben
(innere und äußere Sicherheit; →Innere Sicherheit) Steu-
ern erheben, nicht aber zum Zweck der →Sozialpolitik/
Umverteilung. Für Jean-Jacques Rousseau unterliegt die
Definition von E.s-Rechten dem volonté générale, so dass
er im Gegensatz zu J. Locke kein natürliches E.s-Recht
anerkennt, das der Staat zu respektieren hat. Immanuel
Kant akzeptiert ebenfalls nicht das Locke’sche vorstaat-
liche E.s-Recht, sondern sieht es als staatliche Aufgabe
an, die →Freiheit aller Bürger ( →Bürger, Bürgertum) zu
sichern, so dass, wenn eine konkrete Verteilung von E.
zur Unfreiheit eines Teils der Bürger führt, eine staat-
liche Korrektur der E.s-Verteilung zulässig ist. Indem in
der Kant’schen Konzeption Freiheit einen hohen Rang
einnimmt, sind aber soziale Ungleichheiten ( →Soziale
Ungleichheit) nicht nur möglich, sondern Bestandteil
einer freiheitlichen Ordnung. Für Georg Wilhelm
Friedrich Hegel sollte jeder Mensch über gewisses E.
verfügen, weil dies eine Voraussetzung für nicht bloß
formale, sondern materiell fundierte konkrete Freiheit
darstellt.
Indem die Trias Leben, Freiheit und E. in der Nach-

folge von J. Locke zum Kernbestandteil der Menschen-
rechte erhoben wurde, kam es wegen des hohen Stellen-

wertes des E.s zur Ablehnung der Menschenrechte
durch Karl Marx insgesamt. Für K. Marx sind Men-
schenrechte eine →Ideologie des Besitzbürgertums. Der
mit Privat-E. zwangsläufig verbundene Egoismus trennt
nach K. Marx die Menschen von ihren Mitmenschen.
Für John Rawls ist zwar persönliches E. wichtig, seine

grundsätzlichen Überlegungen bewegen sich aber auf
einer Abstraktionsebene, die die Frage des E.s an den
Produktionsmitteln offenlässt, weil er die Verwirk-
lichung seiner Gerechtigkeitsgrundsätze sowohl in einer
Marktwirtschaft mit Privat-E. wie in einer sozialisti-
schen Marktwirtschaft mit Staats-E. für denkbar hält.
Eine bestehende E.s-Ordnung und -verteilung ist immer
legitimationsbedürftig und politisch gestaltbar. Sie muss
im Interesse schwächerer Mitglieder der Gesellschaft lie-
gen. James M. Buchanan und Robert Nozick sind Anti-
poden zu J. Rawls, indem sie E. als vorstaatliches Recht
proklamieren, so dass der Staat auch im Rahmen eines
demokratischen Prozesses nicht in die E.s-Rechte ein-
greifen darf.
Die zentrale Kontroverse in der →Sozialphilosophie

ist, ob der demokratische Rechtsstaat privates E. als for-
males Freiheitsrecht zu respektieren hat oder ob der
Staat die E.s-Ordnung tiefgreifend gestalten darf. Bei
den normativen Positionen liegen auch unterschiedliche
empirische Annahmen darüber zu Grunde, ob staatliche
oder andere Formen kollektiven E.s (z.B. in →Genos-
senschaften) genauso effizient eingesetzt werden kön-
nen wie privates E.

3. Die kirchliche Sozialverkündigung
Da in der Industrialisierung ( →Industrialisierung, In-
dustrielle Revolution) die Frage des Privat-E.s an Pro-
duktionsmitteln zu einem zentralen Konfliktthema
wurde, musste sich die neu entstehende kirchliche Sozi-
alverkündigung dazu positionieren. Leo XIII. verteidig-
te in „Rerum novarum“ (4–12) nahe an der Locke’schen
Theorie eines vorstaatlichen Privat-E.s dieses als Natur-
recht. Leo XIII. differenzierte nicht zwischen persön-
lichem und Produktionsmittel-E. Er betonte aber, dass
jeder Mensch die Chancen erhalten muss, Eigentümer
von grundlegenden →Gütern zu werden und E. immer
auch eine Sozialpflichtigkeit aufweist. In „Quadra-
gesimo anno“ (1931) verteidigt Papst Pius XI. weiter
das Privat-E. auch an Produktionsmitteln (61f.), stellt
jedoch stärker als in „Rerum novarum“ die Sozialpflich-
tigkeit und die Forderung einer gerechten E.s-Verteilung
heraus. Nachfolgende Dokumente (GS 66–72) betonen,
dass E. eine Ermöglichungsbedingung menschlicher

→Freiheit für verantwortliche Staatsbürger ist, daher
möglichst viele Menschen am E. einer →Gesellschaft
teilhaben und von dessen Nutzung profitieren sollen.
Daher kann der →Staat den E.s-Gebrauch regulieren,
um ihn in Richtung des →Gemeinwohls zu lenken.
Während Pius XII. einemMitbestimmungsrecht ( →Mit-
bestimmung) der →Arbeitnehmer als Eingriff in das
Privat-E. der Produktionsmittelbesitzer noch ablehnend
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gegenüberstand, wird dieses in GS (68), auch angesichts
der stärkeren Trennung von E.s-Rechten und tatsäch-
lichen Verfügungsrechten durch das Management in
Aktiengesellschaften ( →Aktiengesellschaft), gebilligt.
Wenn es das Gemeinwohl erfordert, ist auch eine

→Enteignung bzw. →Sozialisierung und eine Umvertei-
lung von E. möglich. So ist für Paul VI. in „Populorum
progressio“ (24) eine Agrarreform ( →Agrarreformen und
Agrarrevolutionen) erlaubt, ohne dass die Alteigentü-
mer gemäß dem Marktwert entschädigt werden. Eine
solche Enteignung und anschließende Verteilung an bis-
her landlose Pächter bzw. Landarbeiter (Agrarreform)
kann indirekt auch der Stärkung einer Privat-E.s-Ord-
nung dienen, insofern diese, wenn sie nicht mehr ein
Privileg einer kleinen Minderheit ist, höhere gesell-
schaftliche Akzeptanz gewinnt. In der jüngeren Sozial-
verkündigung wird durch die Rezeption der aus der
Befreiungstheologie ( →Theologie der Befreiung) stam-
menden „Option für die Armen“ eine strengere Sozial-
pflichtigkeit eingefordert. In „Caritas in Veritate“ (22)
wird von Benedikt XVI. eine Beschränkung geistiger
E.s-Rechte (Patenschutz für Medikamente) zugunsten
der Sozialpflichtigkeit eingefordert.
In Deutschland treten die beiden großen Kirchen

( →Katholische Kirche, →EKD) für das Privat-E. auch an
Produktionsmitteln mit einer strengen Sozialpflichtig-
keit sowie mit einer breiten Streuung verschiedener E.s-
Formen ein. Angesichts des großen materiellen Reich-
tums der Kirchen in Deutschland, aber auch in anderen
Ländern, stellt sich die Frage des kirchlichen Umgangs
mit ihrem E., etwa der Umweltverträglichkeit von Bo-
denbesitz, der →Verantwortung als Arbeitgeber, die Be-
handlung anderer Nutzer (Mieter) sowie einer ethisch
verantwortlichen Anlage in →Finanzmärkten.

4. Neue Herausforderungen
Die v.a. seit dem Ende der sozialistischen Wirtschaften
1990 stark angewachsenen internationalen →Finanz-
märkte haben auch hinsichtlich der E.s-Frage erheblich
an Bedeutung gewonnen. Nach der Auffassung →Christ-
licher Sozialethik unterliegt auch das internationale Fi-
nanzkapital der Sozialpflichtigkeit. Wie eine solche
konkretisiert, bemessen und durchgesetzt werden kann,
gehört im 21. Jh. zu den wichtigen sozialethischen He-
rausforderungen. Die gemäß dem Prinzip der →Sub-
sidiarität von unten gewachsenen Formen nachhaltiger
bzw. ethischer Geldanlagen haben bis 2016 keinen rele-
vanten Marktanteil erlangt, so dass auch Regulierungen
durch zwischenstaatliche Vereinbarungen (z.B. zur Er-
füllung der Steuerpflicht) notwendig sind. Eine zweite
grundlegende Herausforderung von E.s-Rechten liegt
bei der Legitimation, Dauer und Reichweite sowie
Grenzen geistiger E.s-Rechte (z.B. Patente an Medika-
menten, menschlichen Genomen sowie bei digitalen
Produkten, bei denen Kopien mit sehr geringen Kosten
verbunden sind). Eine Einschränkung geistiger E.s-
Rechte wird bei der Patentierung von Medikamenten

gefordert, damit diese auch ärmeren Menschen in Ent-
wicklungsländern zugänglich werden. Weiterhin sollen
indigene Völker an den Rechten beteiligt werden, die
aus der Patentierung von pflanzlichen Stoffen/Heil-
mitteln aus ihren Territorien erwachsen.
Bei der Diskussion über die →Gerechtigkeit der E.s-

Verteilung spielt es eine wesentliche Rolle, welche E.s-
Formen betrachtet werden: Sollen kostenlos erworbene

→Bildung als Humankapital ( →Humankapital) sowie
Ansprüche an das Sozialversicherungssystem ( →Sozial-
versicherung) ebenso wie der persönliche Besitz (Hausrat,
PKW) als verteilungsrelevantes E. betrachtet werden
oder lediglich Haus- und Grundbesitz, Finanzanlagen
sowie Produktionsmittelbesitz? Thomas Piketty be-
trachtet nur die letzten Formen und kommt auf der
Grundlage breiter empirischer Untersuchungen zum Er-
gebnis, dass Produktionsmittel-E. die Form ist, die auch
international am ungleichmäßigsten verteilt ist.
Im Kontext der zunehmenden →Digitalisierung der

→Wirtschaft werden die klassischen Argumente für pri-
vate E.s-Rechte relativiert, indem neue Formen von
Kollektiv-E. (Cloud-Nutzung von Speicherkapazitäten)
bzw. kollektiver Nutzung (Car-Sharing) entstehen.
Wenn Transaktionskosten durch Digitalisierung gering
sind, kann eine gemeinsame Nutzung von Gemein-
schaftsgütern (commons) organisiert werden, weil z.B.
erfasst werden kann, wer nicht sorgfältig mit einer Ge-
meinschaftsressource umgeht. Auch das klassische Frei-
heitsargument von E. tritt zurück, indem es weniger auf
E.s-Rechte, sondern auf tatsächliche Nutzungsmöglich-
keiten ankommt. Diese Sharing Economy ruft aber neue
Verteilungsprobleme hervor hinsichtlich der Frage, wer
die Erträge aus den gemeinsam erzielten Organisations-
vorteilen erhält, etwa monopolartige Bereitsteller von
Internetplattformen oder die Nutzer selbst durch genos-
senschaftliche Selbstorganisation.
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Eingetragene Lebenspartnerschaft

Die e.L. ist ein eheähnlich ausgestaltetes, familienrecht-
liches Institut ( →Familienrecht), das zwei Personen glei-
chen Geschlechts in Anspruch nehmen können, die
miteinander eine Partnerschaft auf Lebenszeit führen
wollen. Mit dem Institut der e.L. steht Homosexuellen
( →Homosexualität) eine der bürgerlich-rechtlichen

→Ehe von Mann und Frau vergleichbare, rechtlich ge-
sicherte Gemeinschaftsform als Option zur Verfügung.
In Deutschland bestehen rund 35000 e.L.en (Stand:
2013), die zu 57% von Männern, zu 43% von Frauen
geführt werden.
Zahlreiche bei Einführung des Instituts 2001 mit

Rücksicht auf ein teilweise angenommenes, vom

→BVerfG in seiner diesbezüglichen Entscheidung von
2002 (BVerfGE 105, 313) indes verneintes Abstands-
gebot im Verhältnis zu der nach Art. 6 Abs. 1 GG unter
dem bes.m Schutz der staatlichen Ordnung stehenden
Ehe noch bestehende Ausgestaltungsunterschiede zur
Ehe sind mittlerweile entfallen. In der Reichweite der
eingegangenen Verpflichtungen bestehen aber nach
wie vor Unterschiede. Zwar sind sowohl Eheleute als
auch Lebenspartner einander verantwortlich, was eine
wechselseitige Pflicht zu Fürsorge und Unterstützung
einschließt (§1353 Abs. 1 S. 2 2. Halbs. BGB; § 2
LPartG). Während jedoch Ehegatten einander zur ehe-
lichen Lebensgemeinschaft verpflichtet sind (§1353
Abs. 1 S. 2 BGB), schulden Lebenspartner sich lediglich
eine gemeinsame Lebensgestaltung, die auch ohne ein
tatsächliches Zusammenleben möglich ist.
Im Übrigen begründet die e.L. gegenwärtig Rechte

und Pflichten, die weithin denen der Ehe gleichen. Das
gilt insb. für das Namensrecht, die Unterhaltsverpflich-
tungen, auch bei Getrenntleben und bei – scheidungs-
gleicher – Aufhebung der Lebenspartnerschaft, für den
gesetzlichen Güterstand einschließlich des Rechts, die
güterrechtlichen Verhältnisse davon abweichend ver-
traglich zu regeln, und für den Versorgungsausgleich.
Diese Rechtsangleichungen beruhen auf autonomen

Entscheidungen des Gesetzgebers. Dagegen geht die
zwischenzeitlich erfolgte Gleichbehandlung in anderen
Rechtsgebieten (im Erbschaftssteuer–, Schenkungssteu-
er- und Grunderwerbssteuerrecht sowie bei der betrieb-
lichen Hinterbliebenenversorgung für Arbeitnehmer
des öffentlichen Dienstes und beim beamtenrechtlichen
Familienzuschlag) auf die Rechtsprechung des BVerfG
zurück. Obwohl es noch bei der verfassungsrechtlichen
Anerkennung des Instituts der e.L. 2002 betont hatte,
die e.L. sei ein Aliud zur Ehe und berühre deshalb deren
verfassungsrechtliche Garantie nicht, hat es sodann in
einer Reihe aufeinander folgender Entscheidungen
(BVerfGE 124, 199; 126, 400; 131, 239; 132, 179; 133,
59; 133, 377) beide Lebensgemeinschaften dessen un-
geachtet als in ihrer näheren gesetzlichen Ausgestaltung
im Wesentlichen rechtlich gleich qualifiziert und noch
fortbestehende Unterschiede mit Blick darauf für mit

dem allg.en Gleichheitssatz des GG (Art. 3 Abs. 1 GG)
unvereinbar erklärt (Abstandsverbot). Eine Ungleich-
behandlung der e.L. im Vergleich zur Ehe könne nicht
allein mit dem Schutzgebot für die Ehe gemäß Art. 6
Abs. 1 GG gerechtfertigt werden, wenn die Privilegie-
rung der Ehe mit einer Benachteiligung der e.L. als
einer anderen, aber vergleichbar rechtlich verfestigten
und ausgestalteten Lebensgemeinschaft einhergehe.
Diese Begründung erscheint verfassungsrechtlich zwei-
felhaft: Ist die e.L. etwas anderes als die Ehe, dann ist
nicht ihre rechtliche Ungleichbehandlung, sondern viel-
mehr die Gleichbehandlung rechtfertigungsbedürftig.
Doch ist die gegenläufige Rechtsprechung des

BVerfG für die Staatsorgane, Behörden und Gerichte
bindend. So steht zu erwarten, dass auch die letzten Un-
terschiede zur Ehe bald beseitigt werden.
Das gilt auch für das Adoptionsrecht. Zwar können

aus einer gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft
schlechterdings keine Kinder hervorgehen, aber in einer
kleinen Anzahl von Lebenspartnerschaften wachsen
auch Kinder auf. Sie stammen entweder aus einer voran-
gegangenen heterosexuellen Beziehung oder sind das
Resultat einer heterologen oder donogenen →Insemina-
tion. Auch aus einer in Deutschland zwar verbotenen,
aber im Ausland praktizierten Leihmutterschaft können
sozial gemeinschaftliche Kinder hervorgehen. Schon
nach geltendem Recht kann ein Lebenspartner das leib-
liche Kind oder das Adoptivkind seines Lebenspartners
allein annehmen (§9 Abs. 7 LPartG; sog.e Stiefkind-
bzw. Sukzessivadoption), womit dieses gemeinschaft-
liches Kind der Lebenspartner wird; dies setzt allerdings
die Einwilligung der leiblichen Mutter oder des leib-
lichen Vaters voraus. Der noch nicht gesetzlich zugelas-
senen gemeinsamen Adoption eines Kindes durch Le-
benspartner (s. §1741 Abs. 2 BGB) stehen aber nach
der Rechtsprechung des BVerfG keine verfassungsrecht-
lichen Hindernisse entgegen. Es sei davon „auszugehen,
dass die behüteten Verhältnisse einer e.L. das Aufwach-
sen von Kindern ebenso fördern können wie die einer
Ehe“ (BVerfGE 131, 239, 264; 133, 59, 89 f.). Da es aber
kein Recht auf ein Kind und damit keinen Anspruch auf
Adoption gibt, wäre es überzeugender, wenn dem Ge-
setzgeber das Recht zugebilligt würde, die gemein-
schaftliche Adoption wie bisher Ehepaaren vorzubehal-
ten, um sicherzustellen, dass das Kind im Sinne seiner
bestmöglichen Entwicklung erzieherische Impulse von
Elternteilen verschiedenen Geschlechts empfängt.
Der e.L. vergleichbare familienrechtliche Institute gibt

es in zahlreichen anderen (west-)europäischen Ländern.
Angesichts der weitgehenden Anpassung der e.L. an

die Ehe in den Rechtsfolgen, so dass die beiden Institute
sich im Wesentlichen nur noch im Namen unterschei-
den, stellt sich die Frage, ob es sinnvoll ist, zwei in ihren
rechtlichen Regelungsgehalten nahezu identische In-
stitute für verschiedengeschlechtliche Ehepartner und
gleichgeschlechtliche Lebenspartner, weiterhin parallel
vorzuhalten oder, wie jüngst in Irland geschehen, die
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Ehe auch für gleichgeschlechtliche Partner zu öffnen.
Von Seiten homosexueller Verbände wird dies mit der
Begründung gefordert, auch in der unterschiedlichen
Namensgebung liege noch eine Diskriminierung. In
den USA ist die civil union bereits landesweit durch die
nunmehr auch gleichgeschlechtlichen Paaren offen ste-
hende civil marriage als einheitlichem Institut abgelöst
worden, nachdem der Federal Supreme Court am
26.6.2015 im Fall Obergefell v Hodges mit fünf zu vier
Richterstimmen entschieden hat, dass gleichgeschlecht-
liche Partner nach der amerikanischen Bundesverfas-
sung ein Grundrecht ( →Grundrechte) auf Heirat haben,
das ihnen aufgrund des Gleichbehandlungsgrundsatzes
des 14. Amendments nicht durch einzelstaatliches (Ver-
fassungs-)Recht vorenthalten werden darf. Da ein Wan-
del des Eheverständnisses in dem Sinne, dass der Ge-
schlechtsverschiedenheit keine das Institut der Ehe
prägende Wirkung mehr zukäme, in Deutschland nicht
ersichtlich ist, das BVerfG vielmehr noch jüngst bekräf-
tigt hat, dass es die Verschiedengeschlechtlichkeit der
Ehepartner zu den durch einfaches Gesetz nicht ver-
änderbaren Strukturelementen des grundgesetzlichen
Ehebegriffs rechnet, könnte eine solche Öffnung hier
nur durch Verfassungsänderung herbeigeführt werden.
Die →katholische Kirche nimmt die urspr. von ihr

abgelehnte e.L. hin, ohne sie zu befürworten; das
Eingehen einer e.L. besitzt nach der Änderung des

→kirchlichen Arbeitsrechts 2015 bei Beschäftigten im
kirchlichen Dienst nur noch ausnahmsweise Kündi-
gungsrelevanz. Eine rechtliche Gleichstellung der e.L.
mit der Ehe wird abgelehnt. Die Haltung der evangeli-
schen Kirche ( →EKD) differiert je nach Landeskirche
und einzelner Gemeinde. Segnungen e.L. sind mittler-
weile weit verbreitete Praxis; die rheinische und eine
weitere Landeskirche erlauben auch Trauungen von
homosexuellen Paaren.
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CHRISTIAN HILLGRUBER

Eingriffsverwaltung →Verwaltung

Einigungsvertrag →Deutsche Einheit

Einkommen

1. Einzelwirtschaftliche Betrachtung
1.1 Einkommen und Einkommensbezieher

Unter E. werden die Mittel verstanden, die einer Person,
einer Gruppe oder einem →Unternehmen zur Ver-
fügung stehen, um in einem bestimmten Zeitraum Ziele
zu verfolgen. E. ist folglich immer eine Zeitraumgröße,
die sich auf eine bestimmte Periode bezieht. Es stellen
sich damit Probleme der zeitlichen Zuordnung, der
sachlichen Abgrenzung und schließlich der Zurechnung
zu E.s-Beziehern.
Als Periode werden meist der Monat oder das Jahr als

zeitlicher Rahmen gewählt. Die Zuordnung zu einer Pe-
riode erfolgt nach dem Zeitpunkt der Entstehung einer
Forderung. Bei Untersuchungen zur E.s-Verteilung von
im Lebenslauf stark schwankenden E. (z.B. Ausbil-
dungszeiten) kann auch das Lebens-E. die sinnvolle
Bezugsgröße sein, während für Bereiche mit starkem
klimatisch bedingten (Landwirtschaft und Fremdenver-
kehr) oder konjunkturellen Einfluss eine Betrachtung
über mehrere Jahre als angemessen erscheint.
Die Unterscheidung zwischen Brutto- und Netto-E.

spricht die Differenz an, die durch die direkte Besteue-
rung entsteht. Für den Vergleich der E. im Zeitablauf
(Längsschnittbetrachtung) wird zwischen Nominal-
und Real-E. unterschieden. Berücksichtigung findet da-
bei, dass ein Teil der nominalen Entwicklung durch
Preisänderungen bedingt ist. Für die Preisbereinigung
wurde ein Verbraucherpreisindex der Lebenshaltungs-
kosten entwickelt. Diesem allg. meist verwendeten
Preisindex liegt ein bzgl. der Warenzusammensetzung
regelmäßig aktualisierter, repräsentativer Warenkorb
der Haushalte zugrunde. Die Preise eines Warenkorbes
im Basisjahr als 100% zugrunde gelegt, bilden dann für
die kommenden Jahre als Index die Preisentwicklung in
Bezug auf dieses Basisjahr ab. Je nach Bedarfsstruktur
wurden auch unterschiedliche Indices entwickelt, da
Haushalte je nach Zusammensetzung verschiedene Be-
dürfnisse ( →Bedürfnis) haben (z.B.: Rentner, Allein-
stehende) und sich deren repräsentative Warenkörbe in
ihrer Zusammensetzung unterscheiden.
Bei den Löhnen ( →Lohn) ist zwischen dem Tariflohn

und dem Effektivlohn zu unterscheiden. Als Tariflohn
bezeichnet man den Lohn, der sich als Mindestlohn in
Tarifverhandlungen bildet. Auf seiner Basis führen
Überstundenvergütungen und sonstige Zuschläge, die
die Anpassung an die jeweilige Wirtschaftlage ermög-
lichen, zum Effektivlohn, der in der Hochkonjunktur
erheblich über dem Tariflohn liegen kann. Die Diffe-
renz zwischen Tarif- und Effektivlohn wird Lohnspanne
bzw. Lohndrift genannt.
Für Querschnittsbetrachtungen von E. im internatio-

nalen Vergleich bleiben aktuelleWechselkurse ( →Wech-
selkurs) ungeeignet, da diese stark durch Geschehnisse
der →Finanzmärkte bestimmt sind. Es muss demzufolge
eine Umrechnung über Kaufkraftparitäten erfolgen.

27 Eingetragene Lebenspartnerschaft 28



Dabeiwird einWechselkurs fürdieUmrechnungverwen-
det, der sich über den Preis vergleichbarer Warenkörbe
ergibt. Problematisch bleibt dies dann, wenn sich reprä-
sentative Warenkörbe zwischen Ländern aus traditionel-
len oder religiösenGründen deutlich unterscheiden.
Bei der sachlichen Abgrenzung stellen sich Fragen, ob

Begünstigungen (Kantinenessen, Nutzung von Dienst-
wohnungen und Sportanlagen, Werbegeschenke) in
Rechnung zu stellen sind. Die Ermittlungen im Rahmen
der VGR berücksichtigen Leistungen im Haushalt mit
Ausnahme im Sektor Landwirtschaft ( →Land- und
Forstwirtschaft) nicht. Den E. der Unselbständigen wer-
den die Versicherungsbeiträge (Arbeitnehmer- und Ar-
beitgeberanteil) zugerechnet.
Wenn E. durch die Nutzung von Vermögen ent-

stehen, sind produktionsbedingte Wertminderungen
(Abschreibungen) einzubeziehen, während im All-
gemeinen die Berücksichtigung von Wertsteigerungen
des Vermögens an Bewertungsproblemen scheitert.
Für internationale Vergleiche stellen sich weitere

Schwierigkeiten. Je nach dem Wirtschaftsstil von Volks-
wirtschaften spielt die sog.e Schattenwirtschaft (legal als
Nachbarschaftshilfe oder illegal z.B. aus dem Drogen-
handel) eine unterschiedlich große Rolle, und bei Ent-
wicklungsländern erhält die Selbstversorgung große
Bedeutung. Dies gilt auch für den Fall, dass in sozialisti-
schen Ländern das Preissystem durch Vergünstigungen
bei Gütern des lebensnotwendigen Bedarfs einen vertei-
lungspolitischen Zweck verfolgt. Ferner unterscheidet
sich international der Anspruch auf staatliche Leistun-
gen (z.B.: Befreiung von Schulgeld und von Studien-
gebühren, sozialer Wohnungsbau), die im Falle sozialer
Leistungen auch Bedeutung erhalten, wenn sie nicht in
Anspruch genommenwerden,weil ihr Bestehen entspre-
chende Rücklagenbildungen nicht erforderlich macht.
All diese Fragen, wie und inwieweit diese Gesichtspunk-
te bewertet und berücksichtigt werden sollen, sind insb.
für internationale Vergleiche von bes. Bedeutung.
Richtet sich das Interesse einer Betrachtung auf die

Entstehung des E.s, so wird das E. dem einzelnen E.s-
Bezieher zugerechnet. Dabei erfolgt die Unterscheidung
zwischen kontraktbestimmten E. (Faktor-E. und Über-
tragungen aufgrund rechtlicher Ansprüche) und Resi-
dual-E., die als Differenz zwischen Erlösen und →Kos-
ten als Gewinn im Wirtschaftsprozess anfallen. Die als
Unternehmens-E. zu bezeichnenden E. gesondert zu be-
trachten, erhält Bedeutung, wenn es um deren Entwick-
lungsmöglichkeiten oder ihre Besteuerung (z.B. Fragen
von →Körperschaft- und →Erbschaftsteuer) geht.
Die E.s-Statistik unterscheidet vier Kategorien. Zu

den E. aus unselbständiger Tätigkeit werden Löhne
( →Lohn), Gehälter und Beamtenbezüge zusammenge-
fasst. Die E. aus Unternehmertätigkeit in der zweiten
Kategorie umfassen nach der Abgrenzung der VGR
auch die E. der freien Berufe ( →Freie Berufe) sowie die
aus der Vermietung nichtlandwirtschaftlicher Gebäude
erzielten E. Wenn allerdings diese E. unter dem Begriff

Gewinn zusammengefasst werden, handelt es sich nicht
mehr um Gewinn verstanden als Residual-E. Die E. aus
unselbständiger und unternehmerischer Tätigkeit zu-
sammen werden als Erwerbs-E. bezeichnet. Als dritte
Kategorie fasst das System der VGR die sog.en fundier-
ten E. zusammen, die als Vermögens- bzw. Besitz-E.
nicht immer klar von den E. aus Unternehmertätigkeit
zu trennen sind. Dabei werden die E. aus Vermietung
landwirtschaftlicher Gebäude, Vermietung und Ver-
pachtung, Zinsen ( →Zins), Dividenden und Betei-
ligungserträgen zusammengefasst. Die vierte Gruppe
bilden die als Transfer-E. bezeichneten E. aus staatli-
chen und privaten Übertragungen.
Den verschiedenen E.s-Kategorien können nicht

durchgehend eindeutig unterschiedlichen Individuen
zugeordnet werden. Der Sachverhalt, dass Personen E.
aus verschiedenen Kategorien erhalten, wird als Quer-
verteilung bezeichnet.
Interessieren Fragen der Versorgung, so erscheint das

Haushalts-E. als sinnvolle Größe. Beim verfügbaren
Haushalts-E. werden vom Brutto-E. des Haushalts die
Steuern ( →Steuer), Sozialversicherungsbeiträge, regel-
mäßige Vermögensteuern ( →Vermögensteuer) und peri-
odisch zu leistende Zahlungen (z.B. Unterhaltszahlun-
gen) abgezogen. Letztere werden dem Brutto-E. des
empfangenden Haushalts zugerechnet. Wesentlicher
Teil des E.s sind die Einkünfte von Haushaltsmitglie-
dern über 16 Jahren, Einkünfte aus Vermietung und
Verpachtung, Kapitalerträge, Familienleistungen (Kin-
dergeld, Wohnungsbeihilfen), Sozialhilfe, Sozialgeld
und bedarfsorientierte Grundsicherung.
Auf dieser Grundlage kann ein Nettoäquivalenz-E.

als fiktive Größe ermittelt werden, um das Wohlstands-
niveau von Haushalten unterschiedlicher Größe und
Zusammensetzung vergleichbar zu machen. Dabei er-
folgt für die einzelnen Personen eines Haushaltes eine
unterschiedliche Gewichtung. Während eine Person mit
dem Gewicht 1,0 beachtet wird, erhalten alle anderen
Haushaltsmitglieder ab 14 Jahren ein Bedarfsgewicht
von 0,5 und Mitglieder mit 14 Jahren ein Gewicht von
0,3. Damit soll erreicht werden, dass die Vorteile der
Ausstattung größerer Haushalte mit Gütern, die nur
einmal im Haushalt vorhanden sein müssen (Herde,
Waschmaschinen usw.) im Vergleich z.B. zu Einper-
sonenhaushalten Berücksichtigung finden.

1.2 Armutsgefährdung und Armutslücke
Das Nettoäquivalenz-E. bildet die zentrale Größe für
Messungen zum Problem →Armut. Als Mittelwert wird
dabei der Median der E. gewählt, der als ein Mittelwert
der Lage die Gesamtheit nach ihren Merkmalswerten in
zwei Hälften trennt. Abgesehen vom Merkmalswert
selbst liegen also 50% unter und 50% über diesem
Wert. Als Schwellenwert für die Armutsgefährdung hat
man sich in der nationalen und europäischen →Sozial-
politik auf die Höhe von 60% des Median des Äqui-
valenz-E.s geeinigt.
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2010 waren nach Zahlung staatlicher Sozialleistun-
gen bei einem Schwellenwert von 952 Euro 15,8% der
Bevölkerung armutsgefährdet. Im Rahmen von Armuts-
analysen spielt auch der Begriff der Gefährdungslücke
eine wesentliche Rolle. Mit diesem bezeichnet man das
Ausmaß, wie weit der Median der E. der Armutsgefähr-
deten vom Schwellenwert abweicht. Diese Armutslücke
wird meist als Prozentsatz angegeben, um den dieser
Medianwert vom Schwellenwert abweicht. Er lag 2010
bei 21,4%, d.h. das Median-E. der Armutsgefährdeten
lag bei 784 Euro.

2. Gesamtwirtschaftliche Betrachtung
2.1 Volkseinkommen und Sozialproduktbegriffe

Im BIP sind alle Waren und →Dienstleistungen zusam-
mengefasst, welche im Inland produziert werden, ab-
züglich der als Vorleistungen betrachteten Importe. Sie
werden mit Marktpreisen bewertet. Eine Ausnahme bil-
den die Leistungen des →Staates, die im Allgemeinen
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden. Ihre Be-
wertung im BIP erfolgt zu Kostenpreisen. Das BIP
Deutschlands betrug im Jahre 2014 2915,7 Mrd. Euro.
Das Bruttonational-E., früher als BSP bezeichnet,

kann als Inländerprodukt bezeichnet werden, wobei als
Inländer diejenigen Personen aufgefasst werden, die
ihren dauerhaften Wohnsitz im Inland haben. Dement-
sprechend werden vom BIP ausgehend diesem die E.
von Inländern im Ausland (Primär-E. aus der übrigen
Welt) zugeschlagen und die Leistungen von Ausländern
im Inland (Primär-E. an die übrige Welt) abgezogen.
Das BSP unterscheidet sich im Wert für Deutschland
nur wenig vom BIP und wird für das Jahr 2014 mit
2982,4 Mrd. Euro ausgewiesen.
Sollen diese Größen jedoch die Leistung der Volks-

wirtschaft zum Ausdruck bringen, so müssen die nut-
zungsbedingten Wertminderungen des Produktions-
kapitals als Abschreibungen in Rechnung gestellt
werden. Da diese im Jahr 2014 517,8 Mrd. Euro aus-
machten, ergibt sich einWert von 2464,7 für das Netto-
national-E. 2014.
Werden von diesem Wert das Ausmaß der indirekten

Steuern ( →Steuer) (Produktions- und Importabgaben an
den Staat; 2012: 314,0 Mrd. Euro) subtrahiert und die
Subventionen ( →Subvention) des Staates (2012: 25,5
Mrd. Euro) hinzugezählt, so ergibt sich das Volks-E. für
das Jahr 2012 mit 2176,2 Mrd. Euro.
Für einen Zeitreihenvergleich müssen diese nomina-

len Werte mit einem Preisindex deflationiert werden,
um die reale Entwicklung im Zeitablauf verfolgen zu
können. Dies gilt v. a. für die Darstellung der wirtschaft-
lichen Entwicklung durch Wachstumsraten. Wenn also
dargestellt wird, dass das BIP nach einer Abnahme um
5,1% im Jahre 2009 in den Folgejahren bis 2012 um
4,2%, 3,0% und 0,7% zugenommen hat, so sind damit
die mit einem Preisindex bereinigten realen Werte ge-
meint.

2.2 Volkseinkommen als Wohlstandsindikator
Sozialprodukt und Volks-E., meist umgerechnet in eine
Pro-Kopf-Größe, werden auch als Wohlstandsindikato-
ren verwendet, wobei bei Querschnittsbetrachtungen im
Ländervergleich eine Umrechnung mit Kaufkraftpari-
täten erfolgen muss.
Die Verwendung dieser Größen zur Wohlstandsmes-

sung sieht sich der Kritik unter verschiedenen Aspekten
ausgesetzt. Zum einen betonen Kritiker, dass der Begriff

→Wohlstand einen derart komplexen Sachverhalt um-
reißt, dass er nicht durch eine einzige Größe aus-
gedrückt werden kann, sondern nur in einem Bündel
von verschiedenen Sozialindikatoren angemessen aus-
zudrücken ist. Andererseits erfolgen Bemühungen,
durch Korrekturen bei einer einzigen Größe, die den
Vorstellungen von Wohlfahrt eher entspricht, bleiben
zu können, weil über eine einzige Größe leichter ein-
deutige Schlüsse im intertemporalen und internatio-
nalen Vergleich möglich sind.
Was den zweiten Gesichtspunkt angeht, so haben

1972 William Nordhaus und James Tobin das Konzept
eines MEW entwickelt. Zum einen werden Ausgaben
für Landesverteidigung und innere Sicherheit (Polizei
und Gefängnisse) als Beitrag zumWohlstand angezwei-
felt und ausgeschlossen, zum anderen betont, dass Aus-
gaben für Ausbildung und →Gesundheit als Investitio-
nen ( →Investition) in Humankapital aufzufassen und
auch die dauerhaften Konsumgüter als Vermögen zu
verstehen sind. Andernfalls wird nämlich eine Verkür-
zung der Lebensdauer von dauerhaften Konsumgütern
– als Strategie umsatzsteigernder Produktverschlechte-
rung – als wohlfahrtssteigernde Erhöhung erfasst. Die
dauerhaften Konsumgüter gehen somit über ihre bewer-
tete Nutzung in die Rechnung ein, die durch bewertete

→Freizeit und Selbstversorgung im Haushalt, Kosten
der Verstädterung (z.B. Fahrzeiten zur Arbeit) weiter
ergänzt wird. Damit stellt sich eine Fülle von Bewer-
tungsfragen und damit auch neuer Anlass zu Kritik. Ob
bspw. die Ausgaben für Gesundheit, Ausbildung und
neue →Infrastruktur nicht als Vorleistungen zur Auf-
rechterhaltung der fraglichen Wirtschaft aufzufassen
und damit zu vernachlässigen sind, statt sie als Ver-
mögenserhöhung zu verstehen, kann unterschiedlich
beurteilt werden.
Eine Weiterentwicklung als ISEW erfolgte 1989

durch HermanDaly und John Cobb. Der HDI, der seine
Entwicklung imWesentlichen dem pakistanischen Öko-
nomen Mahbub ul Haq in Zusammenarbeit mit dem
Nobelpreisträger Amartya Sen verdankt, hat internatio-
nal bes. Bedeutung erlangt, denn er wird seit 1990 im
jährlich erscheinenden „Human Development Report“
(deutsch: Bericht für humane Entwicklung) des UNDP
veröffentlicht. Er berücksichtigt neben dem BIP pro
Kopf die Lebenserwartung, die Bildungsdauer als An-
zahl an Schuljahren, die ein 25-Jähriger absolviert hat,
sowie die voraussichtliche Dauer der Ausbildung eines
Kindes im Einschulungsalter.
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Damit fand allerdings die Entwicklung der eindimen-
sionalen Indizes kein Ende, sondern es wurden in An-
betracht von Umwelt- und Armutsproblematik weitere,
zugl. speziellere und umfassendere Konzepte ent-
wickelt. 1995 folgte die Veröffentlichung eines GPI,
und schließlich entstand in Deutschland ein Nationaler
Wohlfahrtsindex.
All diese Indikatoren sind natürlich vomWohlstands-

verständnis ihrer Entstehungskultur geprägt und damit
für internationale Vergleiche nur bedingt geeignet, fer-
ner durch eine hohe Zahl von Bewertungsproblemen ge-
kennzeichnet und schließlich mit komplexen Messver-
fahren verknüpft, die nicht leicht vermittelbar sind, was
ihre Anschaulichkeit angeht. Den gängigen Sozialpro-
duktskonzepten liegen, wenn auch in geringeremMaße,
auch normative Einstellungen zugrunde, sie bleiben
aber leichter zu vermitteln. Ferner ist zu bedenken, dass
sie auch mit verschiedenen Wohlstandskomponenten
positiv korreliert sind (z.B. Entwicklung der Freizeit,
der konsumtiven Aspekte der Bildung, der Ausgaben
für die Umwelt) und diese also mittelbar berücksichti-
gen. Daher stellt sich die Frage, ob die Weiterentwick-
lungen für die politische Diskussion so viel geeigneter
bleiben und ob der höhere Ermittlungsaufwand, die Be-
wertungsprobleme und die mangelnde Anschaulichkeit
zu rechtfertigen sind. Als Schwächen der Sozialpro-
duktskonzepte zur Messung des Wohlstandes bleiben
wesentlich drei Gesichtspunkte zu bedenken. Zum
einen bleiben Freizeit und ehrenamtlicher Einsatz
( →Freiwilligenarbeit) unbeachtet, ferner sind die E.s-
Verteilung und damit subjektives Glückempfinden und
gesellschaftliche Beteiligungsmöglichkeiten ( →Partizi-
pation) ohne Einfluss und schließlich werden die Aus-
wirkungen der →Produktion auf Umwelt und Ressour-
cen nicht in Rechnung gestellt. Diese Mängel des BIP,
die nur schwer durch eindimensionale Indikatoren zu
beheben sind, führten dazu, dass verschiedene Konzep-
te sog.er sozialer Indikatoren als Ersatz oder Ergänzung
entwickelt wurden.

2.3 Soziale Indikatoren
Sozialindikatoren verstehen sich als statistische Instru-
mente, deren Ziel es ist, ein repräsentatives Bild einer

→Gesellschaft durch quantitative Daten zu vermitteln.
In der getroffenen Auswahl kommt immer zum Aus-
druck, welche Gesichtspunkte für die Kennzeichnung
von sozialem →Fortschritt Wichtigkeit haben. Im Ein-
zelnen stellt sich dabei die Aufgabe, möglichst zu Resul-
tatsindikatoren (Outputindikatoren) an Stelle von Mit-
telindikatoren (Inputindikatoren) zu kommen. Bspw.
stellt im Bereich Gesundheit die Zahl der Kranken-
hausbetten pro Kopf einen Mittelindikator dar, der bei
mangelnder Effizienz nicht unbedingt Ausdruck des
Gesundheitszustandes einer Gesellschaft ist. Lebens-
erwartung und Säuglingssterblichkeit bilden als Re-
sultatsindikatoren den gesellschaftlichen Fortschritt im
Bereich Gesundheit zutreffender ab. Ferner werden ver-

schiedene Aspekte wie →Arbeitslosigkeit oder Lebens-
erwartung als unumstritten in die Beurteilung einbezo-
gen, was für Gesichtspunkte wie Frauenarbeit oder Zahl
der Abtreibungen nicht gilt. Auch muss die Einbezie-
hung von subjektiven durch Umfragen ermittelten indi-
viduellen Einschätzungen als auch von aktuellen durch

→Medien beeinflussten Stimmungen vorsichtig be-
urteilt werden.
Als Hauptanliegen für diese Indikatoren wurden

durch die →OECD acht Bereiche ausgewählt und zwar:
a) Gesundheit, b) Entwicklung der Persönlichkeit durch

→Bildung, c) →Arbeit und Qualität des Arbeitslebens,
d) Zeiteinteilung und Freizeit, e) Verfügung über

→Güter und →Dienstleistungen, f ) Physische Umwelt,
g) Persönliche Sicherheit und Rechtspflege und h) Ge-
sellschaftliche Chancen und Beteiligung. Diese werde
jeweils durch mehrere, verschiedene messbare Größen
abgebildet.
In Deutschland wurden 13 Dimensionen gewählt:

Bevölkerungswachstum, Soziale Strukturen, →Arbeits-
markt, Bildungswesen, E., Transportwesen, Wohn-
verhältnisse, Gesundheitszustand, Teilnahme am
gesellschaftlichen Leben, Umwelt, Sicherheit, Freizeit-
beschäftigungen und auch subjektiv empfundene Le-
bensqualität. Im Einzelnen wurden dabei 260 Indikato-
ren und 900 Zeitreihendaten verarbeitet.
In Anbetracht dieser Komplexität hat das Bedürfnis,

im Zeitablauf und beim internationalen Vergleich ein-
deutige Schlüsse ziehen zu können, immer wieder dazu
geführt, dass Zuflucht zu eindimensionalen Indikatoren
wie dem HDI der →UNO genommen wurde, womit die
Bedeutung sozialer Indikatoren und das Bemühen um
deren Weiterentwicklung abgenommen haben.

2.4 Faktoreinkommensquoten
2.4.1 Lohnquote
In der Klassik der VWL ( →Klassische Nationalöko-
nomie) wurde zwischen den Produktionsfaktoren Ar-
beit, →Kapital und →Boden unterschieden. Die entspre-
chenden Faktorentgelte werden als →Lohn, →Zins und
Rente bezeichnet, wobei für den Zins oft auch der nor-
mativ belastete Begriff Profit verwendet wird. Der An-
teil der unselbständig Beschäftigten am Volks-E. heißt
Lohnquote. Bzgl. der Lohnquote gab es lange Zeit eine
Diskussion, ob ihre tatsächliche oder vermeintliche
Konstanz erklärungsbedürftig sei. Die entsprechenden
verteilungstheoretischen Erklärungen lieferten die ma-
kroökonomische Grenzproduktivitätstheorie und der
nachfrageorientierte Ansatz Nicholas Kaldors. In der
makroökonomischen Grenzproduktivitätstheorie wird
die Lohnquote durch die Produktionselastizität des Fak-
tors Arbeit einer als technisch gegeben verstandenen
makroökonomischen Produktionsfunktion bestimmt.
Bei N. Kaldor erfolgt die Erklärung in Keynes’scher Tra-
dition stehend nachfrageseitig über die Sparquoten der
Gruppen →Unternehmer und Nichtunternehmer. Beide
Erklärungen sehen sich über die rein theoretische Kritik
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